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Bielefeld, den 23. 1. 1971 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union hat das Erste Kirchengesetz zur Änderung dienst­
rechtlicher Vorschriften der Evangelischen Kirche der Union (Erstes Dienstrechts-Änderungs-Gesetz) vom 
16. Juni 1970 beschlossen, das am 7. Juli 1970 verkündet worden ist (ABI. EKD 1970 S. 447). 

Der Inkraftsetzung dieses Gesetzes für den Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen hat die 
Landessynode auf ihrer Tagung vom 11. bis 16. Oktober 1970 zugestimmt. 

Der Rat der Evangelischen Kirche der Union hat daraufhin durch Beschluß vom 3. November 1970 das 
Erste Kirchengesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften der Evangelischen Kirche der Union 
(Erstes Dienstrechts-Änderungs-Gesetz) vom 16. Juni 1970 für die Evangelische Kirche von Westfalen 
in Kraft gesetzt. 

Das Gesetz wird hiermit verkündet. 

Erstes Kirdtengesetz zur Änderung dienstredttlidter Vorsdtriften 
der Evangelisdten Kirdte der Union (Erstes Dienstredtts-Änderungs-Gesetz) 

Vom 16. Juni 1970 

Die Synode der EvangeLischen Kirche der Union 
(Regionalbereich West) hat gemäß § 4 Absatz 1 der 
Regionalordnung der Evangelischen Kirche der 
Union vom 1. Oktober 1968 mit Wirkung für ihren 
Bereich folgendes Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die diestrechtlichen Ver­
hältnisse der Pfarrer in der Evangelischen Kirche 
der Union (Pfarrerdienstgesetz) vom 11. November 
1960 (ABI. EKD 1961 S. 55) wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 23 Absatz 1 erhält foligende Fassung: 
„Der Pfarrer hat Anrecht auf einen jährlichen 
Erholungsurlaub. Einzelheiten regelt das 
gliedkirchliche Recht." 

2. § 60 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Ein Pfarrer im Wartestand ist in den Ruhe­
stand zu versetzen, wenn die Wiederanstellung 
bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem Be­
ginn des Wartestandes nicht erfolgt ist; dies 
gilt nicht im Falle einer Versetzung in den 
Wartestand gemäß § 21 Absatz 2. Der Lauf 
der Frist ist gehemmt, solange der Pfarrer 
gemäß § 57 Absatz 2 auftragsweise beschäftigt 
ist." 

Artikel 2 

Das Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse 
der Kirchenbeamten (Kirchenbeamtengesetz) vom 
11. November 1960 (ABL EKD 1961 S. 30) wird 
wie folgt geändert: · 

1. § 2 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
,,Kirchenbeamter im Sinne dieses Gesetzes ist, 
wer von 
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a) der Evangelischen Kirche der Union, 
b) einer ihrer Gliedkirchen, 
c) einer Kirchengemeinde, einem Kirchenge­

meindeverband oder einem Kirchenkreis 
oder 

d) einer kirchlichen Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts 

zum Kirchenbeamten berufen worden ist." 

2. Nach § 73 wird folgender § 73 a eingefügt: 

„73 a 
Die Gliedkirchen der Evangelischen Kirche 
der Union im Regionalbereich West werden 
ermächtigt, Vor,schriften zur Ergänzung dieses 
Gesetzes mit Wirkung für ihr Kirchengebiet 
zu erlassen Beabsichtigte Ergänzungen sind 
so rechtzeitig dem Rat mitzutei1en, daß geprüft 
werden kann, ob ein einheitliches Handeln 
der Gliedk.i.rchen geboten ist." 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 16. Juni 1970 in Kraft. 

Berlin, den 16. Juni 1970 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

(Regionalbereich West) 
D. E. Wilm 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit ver­
kündet. 

1 Berlin 12, den 7. Juli 1970 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

D. Dr. Beckmann 
Stellvertr. Vorsitzender 

Änderung der Pfarrbesoldungsvorschriften 
Landeskirchenamt 
Az.: 2267/B 9 a-01 

Bielefeld, den 21. 1. 1971 

Die Leitung der Evangelischen Kirche im Rheinland und die Leitung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen haben die nachstehend verkündete Notverordnung zur Änderung der Besoldung und Versor­
gung des Pfarrerstandes vom 3./17. Dezember 1970 beschlossen. Diese Notverordnung beinhaltet eine 
Angleichung der Pfarrbesoldung an die durch das Siebte Besoldungsänderungsgesetz vom 16. Juni 1970 
(GV NW S. 442) für den staatlichen Bereich erfolgten strukturellen Änderung des Besoldungsrechts für 
den höheren Dienst, nachdem die durch dieses Gesetz erfolgte lineare Anhebung der Grundgehälter und 
Ortszuschläge bereits für die Pfarrbesoldung übernommen worden ist. Wir verweisen hierzu auf unsere 
Amtsblattbekanntmachungen vom 20. Juli 1970 - Az. 22250/B 9-01 (KABl. S. 120) und vom 20. Juli 1970 
- Az. 21895/B 9 a-01 (KABl. S. 127). Die erhöhten Beträge werden inzwischen gezahlt. 

Wegen der bevorstehenden weiteren linearen Erhöhung der Grundgehälter und Ortszuschläge vom 
1. Januar 1971 an ergeht in Kürze eine Mitteilung. 

Notverordnung zur Änderung der Besoldung und Versorgung des Pfarrerstandes 
Vom 3./17. Dezember 1970 

Auf Grund der Artikel 171 Nr. 7 und 194 der 
Kirchenordnung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland und der Artikel 116 und 139 der Kir­
chenordnung der Evangelischen Kirche von West­
falen erlassen die Leitung der Ev. Kirche d.m Rhein­
land und die Leitung der Ev. Kirche von Westfalen, 
jede für ihren Bereich, folgende Notverordnung: 

Artikel I 

Die Pfarrbesoldungsordnung (PfBO) in der Fas­
sung der Notverordnungen vom 28. August / 10. 
September 1958 (KABL R. S. 104, KABl. W. S. 79), 
16./23. März 1961 (KABl. R. S.167, KABL W. S.121,) 
8./27. März 1963 (KABl. R. S. 139, KABl. W. S. 93), 
17./24. März 1964 (KABl. R. S. 72, KABl. W. S. 44), 
2./9. Sept. 1965 (KABl. R. S. 133, KABl. W. S. 103), 
19. 3./10. 4. 1969 (KABl. R. S. 84, KABL W. S. 76) 
und 4./11. Juni 1970 (KABl. R. S. 142, KABl. W. 
S. 127) wird wie folgt geändert: 

Nr.1 
In § 3 Abs. 4 PfBO wird Satz 5 gestrichen. 
§ 3 PfBO erhält folgenden Absatz 5: 
Der Pfarrer erhält vom Zeitpunkt seiner ersten 

Anstellung im Pfarramt an in der Besoldungsgrup­
pe A 13 eine ruhegehaltsfähige Zulage, deren Höhe 
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sich aus Abschnitt III Ziffer 1 der Anlage zur PfBO 
ergibt. 

Nr. 2 
§ 3 PfBO erhält folgenden Absatz 6: 
Der Pfarrer erhält von der 12. Dienstaltersstufe 

an in der Besoldungsgruppe A 14 eine ruhegehalt­
fähige Zulage, deren Höhe sich aus Abschnitt III 
Ziffer 2 der Anlage zur PfBO ergibt. 

Nr. 3 
§ 3 PfBO erhält folgenden Absatz 7: 
Die Höhe des Kinderzuschlags und der Ephoral­

zulage ergibt sich aus den Abschnitten II und IV 
der Anlage zur PfBO. 

Nr. 4 
§ 20 Absatz 3 PfBO wird gestrichen. 

Nr. 5 
In § 27 Absatz 2 PfBO entfällt in Satz 2 der 

Klammersatz. 
Nr.6 

In § 54 Absatz 2 PfBO wird Satz 4 gestrichen 
und durch fovgende Sätze 4 und 5 ersetzt: 

„Verzögert sich die Schul- oder Berufsausbildung 
aus einem Grunde, der nicht in der Person des 



Pfarrers oder des Kindes liegt, über das 27. Lebens­
jahr hinaus, so wird das Waisengeld entsprechend 
dem Zeitraum der nachgewiesenen Verzögerung 
länger gewährt. Dies gilt entsprechend für den auf 
den Grundwehrdienst anzurechnenden Wehrdienst, 
den ein Soldat auf Zeit auf Grund freiwilliger 
Verpflichtung für eine Dienstzeit von nicht mehr 
als drei Jahren geleistet hat, sowie für einen diesem 
freiwilligen Wehrdienst entsprechenden Vollzugs­
dienst der Polizei, wenn das Dienstverhältnis auf 
nicht mehr als drei Jahre eingegangen worden ist." 

Nr. 7 
In § 54 Absatz 3 PfBO wird im Halbsatz 2 das 

Wort „Zweieinhalbfachen" durch das Wort „Drei­
fachen" ersetzt. 

Artikel II 
Bei der Festsetzung der Bezüge für die Versor­

sorgungsberechtigten sind die Zulagen gern. Art. I 
entsrechend zu berücksichtigen. 

Artikel III 

(1) Diese Notverordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1971 in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 tiieten in Kraft, 
Artikel I Nr. 1, Nr. 6 und Nr. 7 mit Wirkung 
vom 1. Juli 1970 
Artikel I Nr. 4 mit Wirkung vom 1. Juni 1970. 

Düsseldorf, den 15. Dezember 1970 

(L. S.) 

Die Leitung der Evangelischen 
Kirche im Rheinland 

gez. D. Dr. B e c km an n gez. Dr. P ab s t 

Bielefeld, den 17. Dezember 1970 

(L. S.) 

Die Leitung der Evangelischen 
Kirche von Westfalen 

gez. S c h m i d t gez. Dr. Steckelmann 

Anlage zur Pfarrbesoldungsordnung 
(20. Fassung - gültig vom 1. Juli 1970 an) 

I. Grundgehalt (§§ 3, 4, 27 und 7 4) 
Das Grundgehalt beträgt monatlich in der 

Besoldungsgruppe 
A 13 A 14 
DM DM 

1. Dienstaltersstufe 1.288,70 1.326,30 
2. Dienstaltersstufe 1.347,- 1.401,90 
3. Dienstaltersstufe 1.405,30 1.477,50 
4. Dienstaltersstufe 1.463,60 1.553,10 
5. Dienstaltersstufe 1.521,90 1.628,70 
6. Dienstaltersstufe 1.580,20 1.704,30 
7. Dienstaltersstufe 1.638,50 1.779,90 
8. Dienstaltersstufe 1.696,80 1.855,50 
9. Dienstaltersstufe 1.755,10 1.931,10 

10. Dienstaltersstufe 1.813,40 2.006,70 
11. Dienstaltersstufe 1.871,70 2.082,30 
12. Dienstaltersstufe 1.930,- 2.157,90 
13. Dienstaltersstufe 1.988,30 2.233,50 
14. Dienstaltersstufe 2.046,60 2.309,10 

II. Kinderzuschlag (§§ 3, 20-24 und 40) 
Der Kinderzuschlag beträgt 
monatlich 50,-

III. Zulagen (§§ 3 und 27) 
1. Die Zulage in der Besol­

dungsgruppe A 13 be-
trägt monatlich 100,-

2 ........... . 

IV. Ephoralzulagen (§§ 2, 3 und 27) 
EKiR.: Die Ephoralzulage 
beträgt monatl. 310,-
EKvW.: Die Ephoralzulage 
wird in Höhe des Unter­
schiedsbetrages zwischen 
den Besoldungsgruppen A 
14 und A 15 der Besol­
dungsordnung des Landes 
NRW entsprechend dem 
Besoldungsdienstalter des 
Superintendenten gezahlt. 

V. Ortszuschlag(§§ 27, 28 und 75) 
Der Ortszuschlag beträgt 
monatlich für Versor­
gungsberechtigte mit 
Wohnsitz in Ortsklasse s A 

DM DM 
ohne Kinder 
mit einem Kind 

Bei mehr als einem kin­
derzuschlagsberechtigen­
den Kind erhöht sich der 
Ortszuschlag für jedes wei­
tere Kind, und zwar: 

für das 2. bis 5. Kind 
um je 
für das 6. und die weite­
ren Kinder um je 

336,-
376,-

47,-

58,-

294,-
334,-

47,-

58,-

Anlage zur Pfarrbesoldungsordnung 
(21. Fassung - gültig vom 1. Januar 1971 an)*) 

I. Grundgehalt (§§ 3, 4, 27 und 7 4) 
Das Grungehalt beträgt monatlich in der 

Besoldungsgruppe 
A 13 A 14 
DM DM 

1. Dienstaltersstufe 1.288,70 1.326,30 
2. Dienstaltersstufe 1.347,- 1.401,90 
3. Dienstaltersstufe 1.405,30 1.477,50 
4. Dienstaltersstufe 1.463,60 1.553,10 
5. Dienstaltersstufe 1.521,90 1.628,70 
6. Dienstaltersstufe 1.580,20 1.704,30 
7. Dienstaltersstufe 1.638,50 1.779,90 
8. Dienstaltersstufe 1.696,80 1.855,50 
9. Dienstaltersstufe 1.755,10 1.931,10 

10. Dienstaltersstufe 1.813,40 2.006,70 
11. Dienstaltersstufe 1.871,70 2.082,30 
12. Dienstaltersstufe 1.930,- 2.157,90 
13. Dienstaltersstufe 1.988,30 2.233,50 
14. Dienstaltersstufe 2.046,60 2.309,10 

•) Wegen der vom 1. 1. 1971 an erhöhten Grundgehälter und 
Ortszuschläge vgl. Seite 28. 
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II. Kinderzuschlag (§§ 3, 20- 24 und 40) 

Der Kinderzuschlag beträgt 
monatlich 

III. Zulagen (§§ 3 und 27) 

1. Die Zulage in der Besol­
dungsgruppe A 13 be-

50,-

trägt monatlich 100,-

2. Die Zulage von der 12. 
Dienstaltersstufe in der 
Besoldungsgruppe A 14 
beträgt monatlich 175,-

IV. Ephoralzulagen (§§ 2, 3 und 27) 

Die Ephoralzulage beträgt 
monatlich 400,-

V. Ortszuschlag(§§ 27, 28 und 75) 

Der Ortszuschlag beträgt 
monatlich für Versor­
gungsberechtigte mit 
Wohnsitz in Ortsklasse S A 

DM DM 
ohne Kinder 336,- 294,-
mit einem Kind 376,- 334,-

Bei mehr als einem kin­
derzuschlagsberechtigen-
den Kind erhöht sich der 
Ortszuschlag für jedes wei-
tere Kind, und zwar: 

für das 2. bis 5. Kind 
um je 47,-
für das 6. und die weite-
ren Kinder um je 58,-

47,-

58,-

Änderung der Dienst- und Versorgungsbezüge 
der Pfarrer, Pastorinnen, Hilfsprediger, Prediger und Kirchenbeamten 

hier: Abschlagszahlungen vom 1. Januar 1971 an 

Landeskirchenamt 
Az.: 2781/B 9-01 

Di,e Regierung des Landes Nordrhein-Westfalen 
hat am 22. Dezember 1970 den folgenden Beschluß 
gefaßt: 

,,Die Landesregierung bil1igt die in der Kabinett­
vorlage des Finanzministers vom 16. Dezember 1970 
vorgesehene Abschlagszahlung auf die Besoldungs­
erhöhung. Vorbehaltlich der Zustimmung durch 
den Haushalts- und Finanzausschuß des Landtages 
beauftragt die Landesregierung den Finanzmini­
ster, die gehaltszahlenden Stellen anzuweisen, die 
erhöhten Bezüge möglichst zum 1. Februar 1971 zu 
zahlen. Den Gemeinden, Gemeindeverbänden und 
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf­
fentlichen Rechts wird empfohlen, entsprechend zu 
verfahren." 

Nachdem der Haushalts- und Finanzausschuß des 
Landtags der beabsichtigten Abschlagszahlung am 
14. Januar 1971 zugestimmt hat, sind an die Beam­
ten, Richter und Versorgungsempfänger des Landes 
für die Zeit vom 1. Januar 1971 an erhöhte Bezüge 
nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen 
zu zahlen, die folgendes beinhalten: 

1 Dienstbezüge 
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Die in der Anlage 1 (Besoldungsordnungen) des 
Landesbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Juli 1970 (GV NW 
S. 540) aufgeführten Sätze der Grundgehälter 
und der Endgrundgehaltszulagen in der Besol­
dungsordnung A (Aufsteigende Gehälter) wer­
den durch die Sätze der beigefügten Übersicht 1 
ersetzt. 

Die Sätze der Ortszuschläge der Anlage 2 des 
Siebten Besoldungsänderungsgesetzes vom 16. 
Juni 1970 (GV NW S. 442) werden durch die 
Sätze der beigefügten Übersicht 2 ersetzt. 

Bielefeld, den 28. 1. 1971 

2 Versorgungsbezüge 
Der Berechnung der Versorgungsbezüge sind 
die unter Nr. 1 angegebenen erhöhten Grund­
gehälter und Ortszuschläge zugrunde zu legen. 
Die Versorgungsbezüge, denen ein Grundgehalt 
nicht zugrunde liegt, werden um sieben vom 
Hundert erhöht. 

3 Amtszulagen und Stellenzulagen nehmen an der 
allgemeinen Erhöhung nicht teil. 

4 Die sich gegenüber den geltenden gesetzl,ichen 
Vorschriften ergebenden Mehrbeträge sind als 
Abschlagszahlungen unter dem Vorbehalt einer 
späteren gesetzlichen Regelung zu leisten. 

In ihrer Sitzung am 28. Januar 1971 hat die Lei­
tung der Evangelischen Kirche von Westfalen be­
schlossen, die staatliche Besoldungsneuregelung für 
den kirchlichen Bereich zu übernehmen und die 
Bezüge der Pfarrer, Pastorinnen, Hilfsprediger und 
Prediger sowie der Kirchenbeamten und der Ver­
sorgungsberechtigten vom 1. Januar 1971 an nach 
den neuen Sätzen unter dem Vorbehalt einer spä­
teren gesetzlichen Regelung als Abschlagszahlun­
gen zu zahlen. 

Die Bezüge der Pfarrer, Pastorinnen, Hilfspre­
diger und Prediger werden von uns neu berechnet. 
Die Bezüge der Versorgungsberechtigten werden 
von der Versorgungskasse in Dortmund neu fest­
gesetzt. 

Die Zahlung der erhöhten Bezüge einschließlich 
der Nachzahlung für die Monate Januar und Fe­
bruar 1971 erfolgt vom 1. März 1971 an. 

Für die Kirchenbeamten bitten wir, die Neube­
rechnung alsbald dort vorzunehmen und die erhöh­
ten Bezüge ebenfalls zum gleichen Zeitpunkt zu 
zahlen. 

Nachstehend geben wir auszugsweise die Über­
sichten 1 und 2, nach denen die Neuberechnung der 
Bezüge erfolgt, bekannt. 
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Änderung und Ergänzung der Allgemeinen Vergütungsordnung 

Auf Grund des Artikels 3 der 2. Notverordnung zum Dienstrecht der kirchlichen Angestellten vom 
12. Dezember 1962 (KABl. 1963 S. 25) wird im Einvernehmen mit dem Rheinisch-westfälischen Verband 
der im evangelisch-kirchlichen Dienst stehenden Mitarbeiter und der Tarifgemeinschaft kirchlicher Kör­
perschaften in Rheinland und Westfalen sowie im Einvernehmen mit dem Landesverband der Inneren 
Mission der Evangelischen Kirche von Westfalen e.V. beschlossen: 

I. 

Änderung und Ergänzung der Allgemeinen 
Vergütungsordnung 

Die Allgemeine Vergütungsordnung für die 
kirchlichen Angestellten im Bereich der Evangeli­
schen Kirche von Westfalen (Allgemeine Vergü­
tungsordnung) - KABl. 1966 S. 95 - zuletzt ge­
ändert und ergänzt durch Beschluß der Kirchenlei­
tung vom 13. August 1970 (KABl. S. 160) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. Die Gliederung wird in Abschnitt I Buchstabe 
B - Erziehungs- und Sozialdienst - wie folgt 
geändert und ergänzt: 

a) Nach der Berufsgruppe „Leiterinnen von 
Mütter- und Elternschulen" werden folgende 
Berufsgruppen eingefügt: 
,,Mitarbeiter in der Alten- und Familien­
pflege sowie andere Mitarbeiter im Erzie­
hungs- oder Sozialdienst 
Mitarbeiter in der Bahnhofsmission" 

b) Die Berufsgruppe „Andere Mitarbeiter im 
Erziehungs- oder Sozialdienst" wird gestri­
chen. 

2. Berufsgruppe „Ärzte, Apotheker" 
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a) Die Fallgruppe 1 erhält die Anmerkungs­
ziffern „4)" und „5)" 

b) Die Anmerkung 1 erhält folgende Fassung: 

,,1) Medizinalassistenten erhalten ab 1. 10. 
1970 eine monatliche Vergütung in Höhe 
von 60 v.H. der Anfangsgrundvergütung 
eines Assistenzarztes (Anfangsgrundver­
gütung der Verg.Gr. II a zuzüglich einer 
Zulage nach Anmerkung 4 und ggf. einer 
Ausgleichszulage nach Anmerkung 5 
sowie Ortszuschlag), ferner volle Kin­
derzuschläge. 

c) Folgende Anmerkungen 4 und 5 werden an­
gefügt: 

„4) Ärzte und Zahnärzte der Verg.Gr. II a 
erhalten ab 1. 10. 1970 eine Zulage in 
Höhe von 50 v.H. des Unterschi€dsbe­
trages zwischen den einzelnen Lebens­
altersstufen dieser Vergütungsgruppe. 
Die Zurage entfällt mit dem Zeitpunkt, 
von dem ab durch eine strukturelle Än­
derung des BAT (Bund/TdL) eine An­
gleichung an die Sätze des BAT (VkA) 
wirksam wird. 

5) Werden Ärzte und Zahnärzte durch di€ 
Zulagen nach Anmerkung 4 in ihrer Ver­
gütung schlechter gestellt als durch die 
Gewährung der Zulage in Höhe eines 
Steigerungsbetrages der Verg.Gr. II a 
vor dem 1. 10. 1970, so erhalten sie für die 

Dauer der Schlechterstellung eine Aus­
gleichszahlung in Höhe des Unter­
schiedsbetrages." 

3. Berufsgruppe „Gemeindediakone, Gemeinde­
helfer, Gemeindehelferinnen, Jugendwarte" 

a) Anstelle der bisherigen Fallgruppen 1 und 2 
werden folgende neue Fallgruppen eingefügt: 

„Verg.Gr. VIII 

1. Mitarbeiter in der Tätigkeit von Ge­
meindehelfern, Gemeindehelferinnen, Ju­
gendwarten ohne Ausbildung * 

Verg.Gr. VII 

2. Mitarbeiter der Fallgruppe 1 nach drei­
jähriger Eingruppierung und Bewährung 
in der Verg.Gr. VIII 

3. Gemeindehelfer, Gemeindehelferinnen, 
Jugendwarte mit abgeschlossener Ausbil­
dung, deren Ausbildung nicht der Grund­
ausbildung nach den Richtlinien für die 
Ausbildung und Vergütung kirchlicher 
Mitarbeiter im Gemeindedienst entspricht 
und die den Mitarbeitern mit dieser 
Grundausbildung nicht gleichgestellt sind 

Verg.Gr. VI b 

4. Mitarbeiter der Fallgruppe 3 nach minde­
stens fünfjähriger Eingruppierung und 
Bewährung in der Verg.Gr. VII" 

b) Die bisherigen Fallgruppen 3 bis 7 werden 
in gleicher Reihenfolge unter Beibehaltung 
ihrer Zuordnung zu den einzelnen Vergü­
tungsgruppen die Fallgruppen 5 bis 9. 

c) In der Fallgruppe 9 werden die Zahlen „5 
und 6" durch die Zahlen „7 und 8" ersetzt. 

4. Berufsgruppe „Gemeindeschwestern, Gemeinde­
schwesternhelferinnen" 

Die Tätigkeitsmerkmale der Berufsgruppe „Ge­
meindeschwestern, Gemeindeschwesternhelfe­
rinnen" erhalten folgende Fassung: 

,,Gemeindeschwestern, 
Gemeindeschwesternhelferinnen 

Verg.Gr. VIII 

1. Gemeindeschwesternhelferinnen mit einer 
für ihre Tätigkeit förderlichen Ausbildung 
ohne staatliche Erlaubnis als Krankenpflege­
helferin* 

Verg.Gr. VII 

2. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1 nach drei­
jähriger Eingruppierung und Bewährung in 
der Verg.Gr. VIII 

3. Gemeindeschwesternhelferinnen mit staatli­
cher Erlaubnis als Krankenpflegehelferin 



Verg.Gr. VI b 

4. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 3 nach min­
destens sechsjähviger Eingruppierung und 
Bewährung in der Verg.Gr. VII 

5. Gemeindeschwestern mit staatlicher Erlaub­
nis als Krankenschwester 

Verg.Gr. V c 

6. Gemeindeschwestern mit staatlicher Erlaub­
nis als Krankenschwester nach einjähriger 
Tätigkeit als Gemeinde- oder Krankenschwe­
ster 

7. Gemeindeschwestern mit staatlicher Erlaub­
nis als Krankenschwester, denen mindestens 
zwei Mitarbeiterinnen im pflegerischen 
Dienst mit einer für ihre Tätigkeit förder­
Hchen Ausbildung ständig unterstellt sind 

Verg.Gr. V b 

8. Mitarbeiterinnen der Fallgruppen 6 und 7 
nach mindestens fünfjähriger Eingruppie­
rung und Bewährung in der Verg.Gr. V c 
oder Kr. V" 

5. Berufsgruppe „Leiterinnen von Mütter- und El­
ternschulen" 

a) In der Fallgruppe 1 wird das Hinweiszeichen 
,, *" gestrichen. 

b) Die Fallgruppe 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1 nach 
vierjähriger Berufsausübung in einer 
Tätigkeit der Verg.Gr. V b" 

c) In der Fallgruppe 4 wird das Wort „sechs­
jähriger" durch das Wort „fünfjähriger" er­
setzt. 

d) In der Anmerkung werden nach den Worten 
„an Mütter- und Elternschulen" die Worte 
,,sowie an Wandermütterschulen" eingefügt. 

6. Berufsgruppe „Mitarbeiter in der Alten- und 
Familienpflege sowie andere Mitarbeiter im Er­
ziehungs- oder Sozialdienst" 

Nach der Berufsgruppe „Leiterinnen von Müt­
ter- und Elternschulen" wird folgende Berufs­
gruppe eingefügt: 

,,Mitarbeiter in der Alten- und Familien­
pflege sowie andere Mitarbeiter im Erzie­
hungs- oder Sozialdienst" 1) 

Verg.Gr. X 

1. Mitarbeiter(innen) ohne Ausbildung im Er­
ziehungs- oder Sozialdienst, sofern sie im 
Angestelltenverhältnis beschäftigt werden * 

Verg.Gr. IX b 

2. Mitarbeiter(innen) der Fallgruppe 1 nach 
zweijähriger Eingruppierung und Bewäh­
rung m der Verg.Gr. X 

Verg.Gr. VIII 

3. Mitarbeiter(innen) im Erziehungs- oder So­
zialdienst mit einer für ihre Tätigkeit förder­
lichen Ausbildung, z.B. als Altenpflegehelfe­
rin, Familienpflegehelferin * 

Verg.Gr. VII 

4. Mitarbeiter(innen) der Fallgruppe 3 nach 
dreijähriger Eingruppierung und Bewäh­
rung in der Verg.Gr. VIII 

5. Altenpflegerinnen und Familienpflegerinnen 
während des Berufspraktikums 

Verg.Gr. VI b 

6. Altenpflegerinnen und Familienpflegerinnen 
mit staatlicher Anerkennung 

Verg.Gr. V c 

7. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 6 mit staat­
licher Anerkennung nach mindestens fünf­
jähriger Eingruppierung und Bewährung in 
der Verg.Gr. VI b 

1) Übergangsregelung: Für Mitarbeiter mit Fachausbildung, die 
noch nicht die staatliche Anerkennung gern. den Bestim­
mungen über Ausbildung, Prüfung und staatliche Aner­
kennung von Altenpflegerinnen und Altenpflegern sowie 
von Familienpflegerinnen (MBl. NW 1969 S. 1136 und 1340) 
besitzen, gelten die bisherigen Tätigkeitsmerkmale - läng­
stens bis zum 13. 12. 1972 - weiter." 

7. Berufsgruppe „Mitarbeiter in der Bahnhofs­
mission" 

Nach der Berufsgruppe „Mitarbeiter in der 
Alten- und Familienpflege sowie andere Mit­
arbeiter im Erziehungs- oder Sozialdienst" wird 
folgende Berufsgruppe eingefügt: 

„Mitarbeiter in der Bahnhofsmission 

Verg.Gr. X 

1. Mitarbeiter in der Bahnhofsmission * 

Verg.Gr. IX b 

2. Mitarbeiter der Fallgruppe 1 nach zweijäh­
riger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr. X 

3. Mitarbeiter in der Bahnhofsmission mit einer 
für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung * 

Verg.Gr. IX a 

4. Mitarbeiter der Fallgruppe 3 nach zweijäh­
riger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr. IX b 

Verg.Gr. VIII 

5. Mitarbeiter in der Bahnhofsmission mit einer 
für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung 
und schwierigem Aufgabenbereich * 

6. Mitarbeiter in der Bahnhofsmission mit einer 
für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung 
als Leiter kleiner Bahnhofsmissionen * 

Verg.Gr. VII 

7. Mitarbeiter der Fallgruppen 5 und 6 nach 
dreijähriger Eingruppierung und Bewäh­
rung in der Verg.Gr. VIII 

8. Mitarbeiter in der Bahnhofsmission mit einer 
für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung 
als Leiter mittlerer Bahnhofsmissionen 

Verg.Gr. VI b 

9. Mitarbeiter der Fallgruppe 8 nach minde­
stens sechsjähriger Eingruppierung und Be­
währung in der Verg.Gr. VII 
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10. Mitarbeiter in der Bahnhofsmission mit einer 
für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung 
als Leiter von Bahnhofsmissionen mit be­
sonders großem oder besonders schwierigem 
Arbeitsbereich 1) 

Verg.Gr. V c 

11. Mitarbeiter der Fallgruppe 10 nach minde­
stens dreijähriger Eingruppierung und Be­
währung in der Verg.Gr. VI b 

1) Bei der Eingruppierung von Mitarbeitern der Fallgruppe 
10 mit einer Ausbildung als Sozialarbeiter/Sozialpädagoge, 
Kindergärtnerin/Hortnerin, Erzieher, Krankenschwester oder 
vergleichbaren Ausbildungen sind die für diese Mitarbeiter 
geltenden Tätigkeitsmerkmale sinngemäß anzuwenden." 

8. Berufsgruppe „Andere Mitarbeiter im Erzie­
hungs- oder Sozialdienst" 
Die Berufsgruppe „Andere Mitarbeiter im Er­
ziehungs- oder Sozialdienst" wird gestrichen. 

9. Berufsgruppe „Handwerker" 

a) In der Fallgruppe 1 werden nach dem Wort 
,,Ausbildung" die Worte „mit einfacher Tä­
tigkeit" eingefügt. 

b) In der Fallgruppe 3 werden die Worte „mit 
Fachavbeiterbrief oder Gesellenprüfung *" 
durch die Worte „ohne Ausbildung mit 
schwierigerer Tätigkeit, sofern sie im Ange­
stelltenverhältnis beschäftigt werden *" er­
setzt. 

c) In der Fallgruppe 5 werden die Worte „in 
Stellen mit größerer Verantwortung *" ge­
strichen. 

d) Die Fallgruppe 6 erhält unter Beibehaltung 
ihrer Zuordnung zur Verg.Gr. VII folgende 
Fassung: 
„6. Handwerker mit Facharbeiterbrief oder 

Gesellenprüfung in Stellen mit größerer 
Verantwortung" 

10. Berufsgruppe „Hauswirtschaft" 
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Die Tätigkeitsmerkmale der Berufsgruppe 
,,Hauswirtschaft" erhalten folgende Fassung: 

,,Hauswirtschaft1) 

Verg.Gr. X 

1. Mitarbeiter ohne Ausbildung im Haus-, 
Wäscherei- und Küchendienst mit einfacher 
Tätigkeit, sofern sie im Angestelltenver­
hältnis beschäftigt werden * 

Verg.Gr. IX b 

2. Mitarbeiter der Fallgruppe 1 nach zweijäh­
riger Eingruppierung und Bewährung in 
der Verg.Gr. X 

3. Mitarbeiter ohne Ausbildung im Haus-, 
Wäscherei- und Küchendienst mit schwieri­
gerer Tätigkeit, sofern sie im Angestellten­
verhältnis beschäftigt werden * 

Verg.Gr. IX a 

4. Mitarbeiter der Fallgruppe 3 nach zweijäh­
riger Eingruppierung und Bewährung in 
der Verg.Gr. IX b 

Verg.Gr. VIII 
5. Mitarbeiter mit Lehrabschluß im Haus-, 

Wäscherei- und Küchendienst sowie in der 

Materi:alverwaltung, z. B. geprüfte Haus­
wirtschaftgehilfen, Wäscher, Näher, Plätter 
und Köche mit Gehilfenprüfung 

Verg.Gr. VII 
6. Mitarbeiter mit Leh1·abschluß im Haus-, 

Wäscherei- und Küchendienst sowie in der 
Materialverwaltung in Stellen mit größerer 
Verantwortung, z. B. als Leiter (Vorsteher) 
im Haus-, Wäscherei- und Küchendienst 
sowie in der Materialverwaltung 

7. Mitarbeiter mit Meisterprüfung im Haus-, 
Wäscherei- und Küchendienst sowie in der 
Materialverwaltung 

8. Staatlich geprüfte Wirtschafterinnen ohne 
Anerkennung 

Verg.Gr. VI b 
9. Mitarbeiter mit Meisterprüfung im Haus-, 

Wäscherei- und Küchendienst sowie in der 
Materialverwaltung in Stellen mit besonde­
rer Verantwortung, z. B. als Leiter eines 
Gesamtbetriebes 

10. Staatlich gepriifte Wirtschafterinnen mit 
Anerkennung oder einjähriger Bewährung 

11. Staatlich geprüfte :Hauswirtschaftsleiterin­
ren ohne Anerkennung 

Verg.Gr. V c 
12. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 9 nach 

mindestens dreijähriger Eingruppierung 
und Bewährung in der Verg.Gr. VI b 

13. Staatlich geprüfte Wirtschafterinnen mit 
Anerkennung oder nach einjähriger Be­
währung in Stellen mit besonderer Verant­
wortung, z. B. als Leiter eines Gesamtbe­
triebes 

14. Staatlich geprüfte Hauswirtschaftsleiterin­
ren mit Anerkennung oder nach einjähriger 
Bewährung 

Verg.Gr. V b 
15. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 14 nach 

mindestens einjähriger Eingruppierung und 
Bewährung in der Verg.Gr. V c 

16. Staatlich geprüfte hauswirtschaftliche Be­
triebsleiterinnen 

Verg.Gr. IV b 
17. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 16 nach 

vierjähriger Eingruppierung in der V,erg. 
Gr. Vb 

18. Staatlich geprüfte hauswirtschaftliche Be­
triebsleiterinnen in Stellen, die nach Art 
und Umfang der Tätigkeit von besonderer 
Bedeutung sind 

Verg.Gr. IV a 
19. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 18 nach 

mindestens fünfjähriger Eingruppierung 
und Bewährung in der Verg.Gr. IV b 

1) Mitarbeiter im hauswirtschaftlichen Erziehungsdienst wer­
den nach den Tätigkeitsmerkmalen für „Mitarbeiter im 
handwerklichen, hauswirtschaftlichen oder landwirtschaft­
lichen Erziehungsdienst" eingruppiert." 

11. Berufsgruppe „Landwirtschaft, Gartenbau und 
Friedhofswesen" 
a) In der ~allgruppe 1 werden nach dem Wort 

,,Ausbildung" die Worte „mit einfacher Tä­
tigkeit" eingefügt. 



b) In der Fallgruppe 3 werden die Worte „mit 
Facharbeiterbrief oder Gehilfenprüfung*" 
durch die Worte „ohne Ausbi1dung mit 
schwierigerer Tätigkeit, sofern sie im Ange­
stelltenverhältnis beschäftigt werden*" er­
setzt. 

c) In der Fallgruppe 5 werden die Worte „in 
Stellen mit größerer Verantwortung*" ge­
strichen. 

d) Die Fallgruppe 6 erhält unter Beibehaltung 
ihrer Zuordnung zur Vergütungsgruppe VII 
folgende Fassung: 
,,6. Mitarbeiter in Landwirtschaft, Garten­

bau und Friedhofswesen mit Facharbei­
terbrief oder Gehilfenprüfung in Stellen 
mit größer-er Verantwortung" 

12. Berufsgruppe „Bücherei- und Archivdienst" 
Die Tätigkeitsmerkmale der Berufsgruppe „Bü­
cherei- und Archivdienst" erhalten folgende 
Fassung: 

„Verg.Gr. VIII 
1. Mitarbeiter in Büchereien oder Archiven 

ohne Fachkenntnisse* 

Verg.Gr. VII 
2. Mitarbeiter der Fallgruppe 1 nach dreijäh­

riger Eingruppierung und Bewährung in 
der Verg.Gr. VIII 

3. Mitarbeiter in Büchereien oder Archiven 
mit Fachkenntnissen* 

Verg.Gr. VI b 
4. Mitarbeiter der Fallgruppe 3 nach zwölf­

jähriger Eingruppierung und Bewährung 
in der Verg.Gr. VII 

5. Mitarbeiter in Büchereien oder Archiven 
in Tätigkeiten, die vielseitige Fachkennt­
nisse und in nicht unerheblichem Umfang 
selbständige Leistungen erfordern 

6. Mitarbeiter in Büchereien oder Archiven, 
die die Ausbildung für den mittleren kirch­
lichen Büchereidienst mit Erfolg abge­
schlossen haben (kirchliche Büchereiassi­
stenten) 

Verg.Gr. V c 
7. Mitarbeiter der Fallgruppe 6 nach minde­

stens dreijähriger Eingruppierung und Be­
währung in der Verg.Gr. VI b 

Verg.Gr. V b 
8. Diplombibliothekare 

und 
Archivare mit abgeschlossener Fachausbil­
dung für den gehobenen Archivdienst 
mit entsprechender Tätigkeit. 

Verg.Gr. IV b 
9. Mitarbeiter der Fallgruppe 8 nach vierjäh­

riger Eingruppierung in der Verg.Gr. V b 

10. Diplombibliothekare 
und 
Archivare mit abgeschlossener Fachausbil­
dung für den gehobenen Archivdienst 
mit überörtlichen Aufgaben, z. B. Beratung 
von nebenberuflich verwalteten Büchereien 
oder Mitarbeit in Ausbildungsseminaren 

Verg.Gr. IV a 
11. Mitarbeiter der Fallgruppe 10 nach minde­

stens fünfjähriger Eingruppierung und Be­
währung in der Verg.Gr. IV b" 

13. Berufsgruppe „Schreibkräfte, Stenotypistinnen, 
Sekretärinnen" 
a) Die Fallgruppen 8 und 9 werden durch fol­

gende Fallgruppen ersetzt: 

„Verg.Gr. VI b 
8. Stenotypistinnen, die sich durch herausra­

gende Leistungen und besondere Zuver­
lässigkeit auszeichnen und die sich nach 
ihrer Dienstanweisung durch den Umfang 
und die Bedeutung ihrer Aufgaben erheb­
lich aus der Fallgruppe 7 herausheben, nach 
mindestens dreijähriger Eingruppierung 
und Bewährung in der Verg.Gr. VIP) 

9. Mitarbeiterinnen in der Stellung von Se­
kretärinnen mit einer für ihren Aufgaben­
kreis förderlichen Ausbildung z. B. BDS­
Sekretärinnenausbildung, wenn sie nach 
ihrer Dienstanweisung in erheblichem Um­
fang schwierige und verantwortungsvolle 
Aufgaben, z. B. organisatorischer Art, 
wahrzunehmen haben und wenn die Auf­
gaben durch die Art der Dienststelle be­
dingt und nicht überwiegend Verwaltungs­
aufgaben im Sinne der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den Verwaltungs­
dienst sind4) 

Verg.Gr. V c 
10. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 9 nach 

mindestens dreijähriger Eingruppierung 
und Bewährung in der Verg.Gr. VI b3)" 

b) Folgende neue Anmerkung 3 wird einge­
fügt: 
,,3) Als in die Verg.Gr. VII bzw. VI b ein­

gruppiert gelten auch solche Mitarbei­
terinnen, die eine vergleichbare Ver­
gütung erhalten haben." 

c) Die bisherige Anmerkung 3 wird die An­
merkung 4. 

II. 
Oberleitungsbestimmung 

Ist ein Mitarbeiter nach bisherigem Recht gün­
stiger eingruppiert, als dies nach diesem Beschluß 
vorgesehen ist, so verbleibt es bei dieser Eingrup­
pierung. 

III. 
Inkrafttreten 

Es treten in Kraft 
a) Abschnitt I Nr. 2 am 1. Oktober 1970, 
b) Abschnitt I Nr. 1 und Nr. 3 bis Nr. 13 sowie 

Abschnitt II am 1. Januar 1971 

Bielefeld, den 28. Januar 1971 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

In Vertretung 
Dr. Wolf 

(L. S.) 

Az.: 1562/71/B 9-16 
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Änderung des Dienstrechts der kirchlichen Angestellten 
auf Grund des 25. Änderungstarifvertrages zum BAT 

Auf Grund des Artikels 3 der 1. Notverordnung 
zum Dienstrecht der kirchlichen Angestellten vom 
26. Juli 1961 (KABl. S. 73) wird im Einvernehmen 
mit dem Rheinisch-westfälischen Verband der im 
evangelisch-kirchlichen Dienst stehenden Mitarbei­
ter und der Tarügemeinschaft kirchlicher Körper­
schaften in Rheinland und Westfalen sowie im 
Einvernehmen mit dem Landesverband der Inneren 
Mission der Evangelischen Kirche von Westfalen 
e.V. der„ Fünfundzwanzigste Tarifvertrag zur Än­
derung und Ergänzung des Bundes-Angestellten­
tarüvertrages" vom 24. September 1970 für die 
Dienstverhältnisse der Angestellten im Bereich der 
Evangelischen Kirche von Westfalen übernommen. 
Dementsprechend werden die Bestimmungen des 
Bundes-Angestelltentarifvertrages in der für die 
Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche 

von Westfalen geltenden Fassung wie folgt geän­
dert und ergänzt: 

In § 28 wird in der Überschrift die Zahl „25" 
durch die Zahl „23" ersetzt. 

Dieser Beschluß tritt am 1. Oktober 1970 in 
Kraft. 

Bielefeld, den 28. Januar 1971 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

In Vertretung 
Dr. Wolf 

(L. S.) 

Az.: 1563/71/B 9-16 

Änderung des Dienstrechts der kirchlichen Mitarbeiter 

Auf Antrag des Rheinisch-westfälischen Verbandes der im evangelisch-kirchlichen Dienst stehenden 
Mitarbeiter und im Einvernehmen mit der Tarifgemeinschaft kirchlicher Körperschaften in Rheinland 
und Westfalen sowie im Einvernehmen mit dem Landesverband der Inneren Mission der Evangelischen 
Kirche von Westfalen e.V. werden die nachstehenden Tarifverträge für anwendbar erklärt. Nach ihnen 
ist vom 1. Januar 1971 an zu verfahren. 

Bielefeld, den 28. Januar 1971 
(L.S.) 

Az.: 1564/71/B 9-16 

Vergütungstarifvertrag Nr. 9 zum BAT 

für den Bereich des Bundes und für den Bereich 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder 

vom 17. Dezember 1970 

§ 1 
Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt für die Angestellten im 
Bereich des Bundes und im Bereich der Tarifge­
meinschaft deutscher Länder, die 
a) unter den Geltungsbereich des Bundes-Ange­

stelltentarifvertrages (BAT), 
b) 
fallen. 

§ 2 

Angestellte, die unter den Geltungs­
bereich des BAT fallen 

A. Angestellte die unter die Anlage 1 a zum 
BAT1) fallen 

(1) Die Grundvergütungen (§ 26 Abs. 3 BAT) sind 
in der Anlage 1 festgelegt. 

(2) Die Grundvergütungen der Angestellten, die 
das 18., aber noch nicht das 21. bzw. 23. Lebensjahr 
vollendet haben (§ 28 Abs. 1 BAT) ergeben sich 
aus der Anlage 2. 

(3) Die Gesamtvergütungen der Angestellten, die 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (§ 30 
BAT) ergeben sich aus der Anlage 3. 
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B) Angestellte, die unter die Anlage 1 b zum 
BAT1) fallen. 

Die Grundvergütungen (§ 28 Abs. 3 BAT) sind 
in der Anlage 4 festgelegt. 

§ 3 

§4 
Überstundenvergütungen 

(1) Die Überstundenvergütungen (§ 35 Abs. 2 
BAT) betragen: 

In Vergütungs- In Vergütungs-
gruppe DM gruppe DM 
X 5,85 Kr. I 6,60 
IX b 6,30 Kr. II 7,05 
IX a 6,55 Kr. III 7,50 
VIII 6,80 Kr. IV 8,00 
VII 7,45 Kr. V 8,50 
VI a und VI b 8,05 Kr. VI 9,05 
Vc 8,85 Kr. VII 9,40 
V a und V b 9,35 Kr. VIII 9,60 
IV b 9,80 Kr. IX 10,20 
IV a 10,70 Kr. X 10,90 
III 11,70 Kr. XI 11,65 
II b 12,30 Kr. XII 12,40 
II a 13,05 
I b 14,30 

1) Den Anlagen la und lb zum BAT entsprechen die Anlagen 
1 und 2 zur Notverordnung vom 12. 12. 1962 - Allgemeine 
Vergütungsordnung und Vergütungsordnung für das Kran­
kenpflegepersonal - . 



(2) Die Sätze nach Abs. 1 werden für jede volle 
Überstunde gezahlt. Ergibt sich bei der wöchent­
lichen Überstundenberechnung ein Bruchteil einer 
Stunde, werden 30 Minuten und mehr auf eine 
voUe Stunde aufgerundet, weniger als 30 Minuten 
bleiben unberücksichtigt. 

§ 5 

§ 6 
Überleitung am 1. Januar 1971 

Für die Angestellten die am 31. Dezember 1970 
in einem Arbeitsverhältnis stehen, das zu dem­
selben Arbeitgeber am 1. Januar 1971 fortbe­
steht, gilt folgendes: 

A. Angestellte, die unter die Anlage 1 a zum 
BAT1) fallen 

(1) Die Angestellten, die am 1. Januar 1971 das 
21. bzw. das 23. Lebensjahr vollendet haben, er­
halten die Grundvergütung, die nach der Anlage 1 
an die Stelle ihrer bisherigen Grundvergütung 
tritt. 

Den Angestellten, deren Grundvergütungen die 
jeweiligen Endgrundvergütungen 
a) in den Vergütungsgruppen X, IX b und VII 

BAT aufgrund des § 4 Abs. 1 Unterabs. 2 des 
Vergütungstarifvertrages vom 16. März 1960 
... um2DM 

b) in den Vergütungsgruppen VI b und VI a um 
bis zu 30 DM sowie in der Vergütungsgruppe 
V c BAT um bis zu 38 DM aufgrund des § 4 
Abs. 1 Unterabs. 2 des Vergütungstarifvertrages 
vom 23. Juli 1968 

überschreiten durften, werden die Überschreitungs­
beträge weitergezahlt. 

(2) Bei den Angestellten, die am 1. Januar 1971 
höher - bzw. herabgruppiert werden, ist vor der 
Anwendung des Absatzes 1 die Höher- bzw. Herab­
gruppierung durchzuführen. 

(3) Die Angestellten, die am 1. Januar 1971 das 
18., aber noch nicht das 21. bzw. 23 Lebensjahr voll­
endet haben, erhalten die Grundvergütung nach der 
Anlage 2. 

(4) Die Angestellten, die am 1. Januar 1971 das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erhalten 
die Gesamtvergütung nach der Anlage 3. 

B. Angestellte, die unter die Anlage 1 b zum 
BAT1) fallen 

(1) Die Angestellten erhalten die Grundvergü­
tung, die nach der Anlage 4 an die Stelle ihrer 
bisherigen Grundvergütung tritt. 

(2) Bei den Angestellten, die am 1. Januar 1971 
höher- bzw. herabgruppiert werden, ist vor der 
Anwendung des Absatzes 1 die Höher- bzw. Herab­
gruppierung durchzuführen. 

c .... 
§ 7 

§ 8 

Ortszuschlag 

Abweichend von den nach der Kündigung des 
BAT weiter anzuwendenden §§ 29 ... BAT gilt 
für die unter den Geltungsbereich des BAT ... 
fallenden Angestellten die diesem Tarifvertrag als 
Anlage 6 beigefügte Ortszuschlagstabelle. Sie tritt 
außer Kraft, wenn für die Beamten des Arbeit­
gebers eine entsprechende oder eine günstigere 
Ortszuschlagstabelle in Kraft tritt. Von diesem 
Zeitpunkt an sind die §§ 29 ... BAT uneinge­
schränkt weiter anzuwenden. 

§ 9 

§ 10 
Inkrafttreten ... 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft .... 

Tabelle der Grundvergütungen Anlage 1 
für die unter die Anlage 1 a zum BAT fallenden Angestellten nach Vollendung (§ 2 Abschn. A Abs. 1 

des 21. bzw. 23. Lebensjahres des Vergütungstarif-
(§ 27 Abschn. A BAT) vertrages Nr. 9 

Grundvergütung der Lebensaltersstufe nach vollendetem 
Verg.Gr. 21. 23. 25. 27. 29. 31. 33. 35. 37. 39. 41. 43. 45. 47. 49. 

Lebensjahr (monatlich in DM) 

I a 1802 1884 1967 2049 2131 2214 2296 2379 2461 2543 2626 2708 2787 
I b 1602 1681 1760 1839 1919 1998 2077 2156 2235 2314 2394 2473 2552 
II a 1420 1493 1565 1638 1711 1784 1856 1929 2002 2075 2147 2220 
II b 1324 1390 1456 1523 1589 1655 1722 1788 1854 1921 1987 2016 
III 1262 1324 1386 1448 1510 1572 1634 1696 1758 1820 1882 1944 2003 
IV a 1144 1201 1257 1314 1371 1427 1484 1541 1598 1654 1711 1768 1824 
IV b 1046 1091 1136 1181 1226 1271 1316 1361 1406 1451 1496 1541 1547 
V a 916 956 995 1035 1074 1114 1153 1193 1233 1272 1312 1351 1388 
Vb 916 956 995 1035 1074 1114 1153 1193 1233 1272 1312 1351 1354 
V c 854 891 929 966 1004 1041 1079 1116 1153 1191 1228 
VI a 800 829 858 887 916 945 974 1003 1031 1060 1089 1118 1147 1176 1201 
VI b 800 829 858 887 916 945 974 1003 1031 1060 1089 1112 
VII 729 752 776 799 823 846 870 893 917 941 964 981 
VIII 662 684 705 727 748 769 791 812 834 850 
IX a 635 655 675 696 716 736 756 777 795 
IX b 603 623 642 661 681 700 719 738 752 
X 548 567 586 606 625 644 663 683 696 
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Verg.Gr. 

Ib 
II a 
II b 

Tabelle 
für Angestellte unter 21 bzw. 23 Jahren 

(zu § 28 BAT) 

Grundvergütung vor Vollendung des 
23. Lebensjahres 

(monatlich in DM) 

1.524,-
1.349,-
1.258,-

Anlage 2 
(§ 2 Abschn. A Abs. 2 des Vergü­
tungstarifvertrages Nr. 9) 

Grundvergütung nach Vollendung des 

IVb 
Va/Vb 
Vc 
VI a/VI b 
VII 
VIII 
IX a 
IX b 
X 

Alter 

Vor Vollendung 
des 15. Lebensjahres 
Nach Vollendung 
des 15. Lebensjahres 
Nach Vollendung 
des 16. Lebensjahres 
Nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres 

18. 19. 20. 

736,-
670,50 
609,-
584,-
555,-
504,-

Lebensjahres 
(monatlich in DM) 

Gesamtvergiitung 
für Angestellte unter 18 Jahren 

(zu § 30 BAT) 

768,-
700,-
635,50 
609,50 
579,-
526,-

1.046,-
916,-
854,-
800,-
729,-
662,-
635,-
603,-
548,-

Anlage 3 
(§ 2 Abschn. A Abs. 3 des Vergü-
tungstarifvertrages Nr. 9) 

Ortsklasse Gesamtvergütung in den Vergütungsgruppen 
VI a/b VII VIII IXa IX b X 

monatlich in DM 

s 521,50 486,- 452,50 - 423,- 395,50 
A 514,- 479,- 445,50 - 416,- 388,50 
s 573,50 543,50 498,- - 465,50 435,-
A 566,- 527,- 490,- - 457,50 427,50 
s 678,- 632,- 588,50 570,50 550,- 514,-
A 669,- 622,50 579,- 561,50 541,- 505,-
s 782,50 729,- 679,- 658,50 634,50 593,50 
A 772,- 718,50 668,50 648,- 624,- 583,-

Tabelle der Grundvergütungen Anlage 4. 
für die unter die Anlage 1 b zum BAT fallenden Angestellten (§ 2 Abschn. B des Vergütungs-

(monatlich in DM) ta.rifvertrages Nr. 9) 

Verg. Grundvergütungssätze in Stufe 
Gr. 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Kr. XII 1496 1575 1654 1707 1760 1813 1866 1919 1972 2022 
Kr. XI 1385 1461 1537 1588 1639 1690 1741 1792 1843 1890 
Kr. X 1282 1352 1422 1469 1516 1563 1610 1657 1704 1750 
Kr. IX 1187 1252 1317 1361 1405 1449 1493 1537 1581 1620 
Kr. VIII 1099 1159 1219 1260 1301 1342 1383 1424 1465 1500 
Kr. VII 1018 1074 1130 1167 1204 1241 1278 1315 1352 1389 
Kr. VI 943 994 1045 1080 1115 1150 1185 1220 1255 1286 
Kr. V 873 921 969 1001 1033 1065 1097 1129 1161 1191 
Kr. IV 808 852 896 926 956 986 1016 1046 1076 1103 
Kr. III 748 788 828 855 882 909 936 963 990 1012 
Kr. II 693 728 763 787 811 835 859 883 907 928 
Kr. I 642 673 704 725 746 767 788 809 830 851 
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Ortszuschlag Anlage 6 
(§ 8 des Vergütungs­
tarifvertrages Nr. 9) 

für die unter die Anlagen 1 a und 1 b zum 
BAT ... fallenden Angestellten 

Stufe 3 

Vergütungsgruppen Ortsklasse Stufe 1 Stufe 2 
(bei einem kinderzu­

schlagsberechtigenden 
Kind) 

s 
I a bis II b A 

III bis V a/b s 
Kr. VII bis Kr. XII A 

V c bis X s 
Kr. I bis Kr. VI A 

306 
271 

265 
251 

243 
229 

Monatsbeträge in DM 

387 
342 

335 
315 

314 
293 

430 
385 

378 
358 

357 
336 

1 

Bei mehr als einem kinderzuschlagsberechtigenden Kind erhöht sich der Ortszuschlag für jedes weitere 
Kind und zwar 

für das zweite bis zum fünften Kind 
für das sechste und die weiteren Kinder 

Monatslohntarifvertrag Nr. 2 zum MTL II 

vom 17. Dezember 1970 

§ 1 

Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt für die Arbeiter der Ver­
waltungen und Betriebe der Länder, deren Ar­
beitsverhältnisse durch den Manteltarifvertrag für 
AI'beiter der Länder (MTL II) vom 27. Februar 1964 
geregelt sind. . .. 

§ 2 

Ortslohnklassen 

Es werden zwei Ortslohnklassen gebildet. Ge­
mäß§ 26 Abs. 1 Satz 2 MTL II entspricht 

die Ortslohnklasse 1 
die Ortslohnklasse 2 

der Ortsklasse S, 
der Ortsklasse A. 

§ 3 

Lohntabellen 

Die Monatstabellenlöhne (§ 21 Abs. 3 MTL II) 
sind für die Ortslohnklassen 1 und 2 

für die Zeit vom 1. Januar 1971 bis 30. Sep­
tember 1971 in den Anlagen 1 und 2, 
für die Zeit vom 1. Oktober 1971 an 
in den Anlagen 3 und 4 

fefstgelegt1). 

Protokollnotiz: 
Bei der Berechnung des auf eine Stunde ent­

fallenen Anteils des Monatstabellenlohnes sich er­
gebende Bruchteile eines Pf.ennigs unter 0,5 sind 

1) Von einem Abdruck der Anlagen wird hier abgesehen. Sie 
stimmen in den Sätzen mit den Tabellen A 1 und A 2 zu 
den Richtlinien für die Regelung des Dienstrechts kirch­
licher Arbeiter in der auf den Seiten 41 und 44 dieses 
KABL bekanntgegebenen Fassung überein. 

um je 50 DM. 
um je 62 DM. 

jeweils abzurunden. Bruchteile von 0,5 und mehr 
sind jeweils aufzurunden. 

§ 4 

Sozialzuschlag 

(1) Neben dem Lohn und dem Urlaubslohn erhält 
der Arbeiter einen Sozialzuschlag 

für das erste kinderzuschlagsberechtigende 
Kind 
in Höhe von 86 v.H., 
für das zweite bis fünfte kinderzuschlagsbe­
rechtigende Kind 
in Höhe von 100 v.H., 
für das sechste und jedes weitere kinderzu­
schlagsberechtigende Kind 
in Höhe von 124 v.H. 

des Kinderzuschlags, der ihm nach Maßgabe des 
Tarifvertrages betr. Kinderzuschläge vom 26. Mai 
1964 für den jeweiligen Kalendermonat gezahlt 
wird oder zu zahlen wäre, wenn dem anderen El­
ternteil Kinderzuschlag für dasselbe Kind nicht 
zustehen würde. Bei der Gewährung des Sozialzu­
schlags wird auch der Kinderzuschlag berücksich­
tigt, auf den der Arbeiter Anspruch hätte, wenn 
sein sonst kinderzuschlagsberechtigendes Kind nicht 
zur Ableistung des Grundwehrdienstes einberufen 
wäre. 

(2) Bei der Berechnung nach Absatz 1 sich erge­
bende Bruchteile eines Pfennigs sind abzurunden. 

Protokollnotiz zu Absatz 1: 

Die Vomhundertsätze gelten nur, solange der 
Kinderzuschlag monatlich 50,- DM beträgt. 

§ 5 

Inkrafttreten ... 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft .... 
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Tarifvertrag 
über die Lehrlingsvergütungen für die Lehrlinge 

und Anlernlinge des Bundes und der Länder 
vom 17. Dezember 1970 

§ 1 

(1) Die Lehrlingsvergütung gemäß § 6 Abs. 1 des 
Tarifvertrages vom 21. September 1961 beträgt 
monatlich 

a) bei Beginn des Lehr- (Anlern-) verhältnisses 
vor Vollendung des 18. Lebensjahres 

im 1. Lehr- (Anlern-) jahr 188,- DM 
im 2. Lehr- (Anlern-) jahr 235,- DM 
im 3. Lehr- (Anlern-) jahr 282,- DM 
im 4. Lehr- (Anlern-) jahr 329,- DM 

b) bei Beginn des Lehr- (Anlern-) verhältnisses 
nach Vollendung des 18. Lebensjahres 

im 1. Lehr- (Anlern-) jahr 220,- DM 
im 2. Lehr- (Anlern-) jahr 275,- DM 
im 3. Lehr- (Anlern-) jahr 330,- DM 
im 4. Lehr- (Anlern-) jahr 385,- DM 

(2) Die Lehrlingsvergütung nach Absatz 1 Buch­
st. b erhält auch der Lehrling, dessen 19. Geburts­
tag in den Einstellungsmonat fällt. 

§ 2 

(1) An die in § 1 Abs. 1 Buchst. a des Tarifvertra­
ges vom 21. September 1961 genannten Angestell­
tenlehrlinge (-anlernlinge) können 50 v.H. der in 
dem Tarifvertrag über die Gewährung von Zula­
gen gemäß § 33 Abs. 1 Buchst. c BAT vom 11. Ja­
nuar 1962 vereinbarten Zulagen gezahlt werden, 
wenn die dort geforderten Voraussetzungen vorlie­
gen. 

(2) 
§ 3 

(1) Gewährt der Lehrherr Kost und Wohnung, 
wird die Lehrlingsvergütung um monatlich 80,­
DM gekürzt. 

(2) Gewährt der Lehrherr nur Wohnung, wird 
die Lehrlingsvergütung um monatlich 20,- DM, 
gewährt er nur Kost, wird sie um monatlich 60,­
DM gekürzt. 

§ 4 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft .... 

Tarifvertrag 
vom 17. Dezember 1970 

zur Änderung des 
Tarifvertrages zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Schülerinnen und Schüler in der Krankenpfle­

gehilfe vom 1. Januar 1967 

§ 1 

§ 5 Abs. 1 des gekündigten Tarifvertrages zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der Schülerinnen 
und Schüler in der Krankenpflegehilfe vom 1. Ja­
nuar 1967, zuletzt geändert durch den Tarifver­
trag vom 28. Januar 1970, ist in folgender Fassung 
weiter anzuwenden: 

,,(1) Die Schülerinnen und Schüler erhalten ein 
monatliches Ausbildungsgeld von 404 DM." 

§2 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft. 
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Tarifvertrag 
vom 17. Dezember 1970 

zur Änderung des Tarifvertrages zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Lernschwestern und Lern­

pfleger vom 1. Januar 1967 

§ 1 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 des gekündigten Tarifvertrages 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Lern­
schwestern und Lernpfleger vom 1. Januar 1967, 
zuletzt geändert durch den Tarifvertrag vom 28. 
Januar 1970, ist in folgender Fassung weiter anzu­
wenden: 

,,Die Schülerinnen und Schüler erhalten folgen-
des monatliches Ausbildungsgeld: 

Im 1. Ausbildungsjahr 472 DM, 
im 2. Ausbildungsjahr 525 DM, 
im 3. Ausbildungsjahr 618 DM." 

§ 2 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft. 

Tarifvertrag 
vom 17. Dezember 1970 

zur Änderung des Tarifvertrages vom 28. Januar 
1970 über die Regelung der Arbeitsbedingungen 

der Praktikantinnen (Praktikanten) für 
medizinische Hilfsberufe 

§ 1 

Der gekündigte Tarifvertrag vom 28. Januar 1970 
über die Regelung der Arbeitsbedingungen der 
Praktikantinnen (Praktikanten) für medizinische 
Hilfsberufe wird mit folgenden Maßgaben wieder 
in Kraft gesetzt: 

1. § 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Praktikantinnen (Praktikanten) erhalten 
folgendes monatliches Entgelt: 

in den Ortsklassen 
Für die Berufe S A 

DM DM 
ver- ver-

ledig heiratet ledig heiratet 
der med.-techn. 

Assistentin 732 785 722 770 
der pharm.-techn. 

Assistentin 732 785 722 770 
des Kranken-

gymnasten 732 785 722 770 
der Beschäftigungs-

therapeuti.n 732 785 722 770 
der Orthoptistin 732 785 722 770 
der Diätassistentin 732 785 722 770 
des Masseurs 682 735 671 719 
des Masseurs und 

med. Bademeist. 
im ersten 
Praktikantenj. 
in der weiteren 
Praktikantenz. 

682 

722 

735 

775 

671 

711 

719 

759 



2. § 4 Buchst. a erhält folgende Fassung: 
,,a) bei einer durch Krankheit verursachten Ar­

beitsunfähigkeit oder während einer von 
einem Sozialversicherungsträger oder einer 
Versorgungsbehörde verordneten Kur oder 
eines Heilverfahrens bis zur Dauer von 
sechs Wochen," 

3. In § 5 wird die Zahl „1/187" durch die Zahl 
,,1/183" ersetzt. 

4 ..... . 
§ 2 

Di,eser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft. 

Tarifvertrag 
vom 17. Dezember 1970 

über die Regelung der Arbeitsbedingungen 
der Praktikanten (Praktikantinnen) für Berufe 

des Sozial- und Erziehungsdienstes 

Zwischen ... und ... wird für die Praktikanten 
(Praktikantinnen) 

a) für den Beruf des Sozialarbeiters/des Sozial­
pädagogen während der praktischen Tätigkeit, 
die nach den geltenden Ausbildungsordnungen 
der staatlichen Anerkennung als Sozialarbeiter/ 
als Sozialpädagoge vorauszugehen hat, 

b) für den Beruf des Erziehers/der Erzieherin/der 
Kindergärtnerin, der Hortnerin während der 
praktischen Tätigkeit, die nach den geltenden 
Ausbildungsordnungen der staatlichen Aner­
kennung als Erzieher, als Kindergärtnerin bzw. 
der staatlichen Prüfung als Kindergärtnerin/als 
Hortnerin vorauszugehen hat, 

c) für den Beruf der Kinderpflegerin während der 
praktischen Tätigkeit, die nach den geltenden 
Ausbildungsordnungen der staatlichen Aner­
kennung als Kinderpflegerin vorauszugehen 
hat, 

folgendes vereinbart: 

§ 1 

Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt für Praktikanten (Prak­
tikantinnen), die in einem Ausbildungsverhältnis 
zum Bund, zu einem Land oder einem Mitglied 
eines Mitgliedverbandes der Vereinigung der kom­
munalen Arbeitgeberverbände stehen. 

§ 2 

Entgelt 

Die Praktikanten (Praktikantinnen) erhalten fol­
gendes monatliches Entgelt: 

Für die Berufe 

des Sozialarbeiters 
des Sozialpädagogen 
des Erziehers 
der Kindergärtnerin 
der Hortnerin 
der Kinderpflegerin 

in den Ortsklassen 
S A 

DM DM 
ver- ver-

ledig heiratet ledig heiratet 
931 983 920 968 
931 983 920 968 
732 785 722 770 
732 785 722 770 
732 785 722 770 
682 735 671 719 

Kinderzuschlag wird nach den für die Angestell­
ten des Arbeitgebers jeweils maßgebenden Bestim­
mungen gewährt. Das Entgelt ist am Fünfzehnten 
eines jeden Monats für den laufenden Monat zu 
zahlen. 

§ 3 

Arbeitszeit 

Die Arbeitszeit richtet sich nach den bei dem 
Arbeitgeber für die entsprechenden Angestellten 
jeweis maßgebenden Bestimmungen. 

§4 

Fortzahlung des Entgelts bei 
Erkrankung 

Die Praktikanten (Praktikantinnen) erhalten das 
Entgelt 

a) bei einer durch Krankheit verursachten Arbeits­
unfähigkeit oder während eines aufgrund der 
Reichsversicherung verordneten Kur- oder Heil­
verfahrens bis zur Dauer von sechs Wochen. 

b) bei einer Arbeitsunfähigkeit infolge Arbeits­
unfall bis zu einer Dauer von zwölf Wochen, 

jedoch nicht über die Dauer des Ausbildungsver­
hältnisses hinaus, weiter. 

§ 5 

Sonstige Arbeitsbedingungen 

Für Mehrarbeit, Arbeit an Sonn- und Feiertagen, 
Nachtarbeit, Gefahrenzulagen, Erholungsurlaub, 
Fortzahlung des Entgelts in anderen als in § 4 ge­
nannten Fällen und Gewährung von Unterkunft 
und Verpflegung sind die für die entsprechenden 
Angestellten bei dem Arbeitgeber jeweils maßge­
benden Bestimmungen mit der Maßgabe entspre­
chend anzuwenden, daß für die Überstunde 1/183 
des Entgelts ohne Kinderzuschlag gewährt wird. 

§6 

Schweigepflicht 

Praktikanten (Praktikantinnen) unterliegen be­
züglich der Schweigepflicht denselben Bestimmun­
gen wie die entsprechenden Angestellten des Ar­
beitgebers. 

§ 7 

Ausschlußfristen 

Ansprüche aus einem Ausbildungsverhältnis, das 
diesem Tarifvertrag unterliegt, sind innerhalb einer 
Ausschlußfrist von sechs Monaten nach Entstehen 
des Anspruchs schriftlich geltend zu machen. 

§8 

Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft ... 
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Änderung des Dienstrechts der kirchlichen Arbeiter 

Auf Antrag des Rheinisch-westfälischen Verbandes der im evangelisch-kirchlichen Dienst stehenden 
Mitarbeiter hat die Kirchenleitung im Einvernehmen mit der Tarifgemeinschaft kirchlicher Körper­
schaften in Rheinland und Westfalen sowie im Einvernehmen mit dem Landesverband der Inneren Mis­
sion der Evangelischen Kirche von Westfalen e.V. beschlossen: 

I. 

Änderung der Richtlinien für die Regelung des 
Dienstrechts kirchlicher Arbeiter 

vom 13. November 1968 

Die Richtlinien für die Regelung des Dienstrechts 
kirchlicher Arbeiter vom 13. November 1968 (KABl. 
1968 S. 170) werden wie folgt geändert und ergänzt. 

1. Mit Wirkung vom 1. Oktober 1970: 

§ 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Besteht der Lohnanspruch nicht für die 
gesamte dienstplanmäßige im Rahmen der re­
gelmäßigen Arbeitszeit festgesetzten Arbeits­
zeit des vollen Kalendmonats, wird der Lohn 

a) für jede Stunde, für die ein Lohnanspruch 
nicht besteht, um den auf eine Stunde ent­
fallenden Anteil des Monatslohnes (Tabelle 
B), 

b) abweichend von Buchstabe a) für jeden vol­
len Arbeitstag, für den ein Lohnanspruch 
nicht besteht, um den Teil des Monatslohnes, 
der dem Verhältnis eines Arbeitstages zu der 
Zahl der Arbeitstage des vollen Kalender­
monats entspricht, 

gekürzt." 

2. Mit Wirkung vom 1. Januar 1971: 

a) § 12 erhält folgende Fassung: 
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,,§ 12 

Inkrafttreten 

(1) Diese Richtlinien treten am 1. Januar 
1969 in Kraft. 

(2) Werden Tarifverträge, die für Arbeiter 
im öffentlichen Dienst abgeschlossen worden 
sind, für Arbeiter im kirchlichen Dienst 
übernommen, so können die Tabellen A, B 
und C durch das Landeskirchenamt entspre­
chend geändert und ergänzt werden." 

b) Die Sätze der Tabellen A 1 bis A 4 sowie 
der Tabellen B und C werden durch die 
Sätze der Anlage 1 ersetzt. 

c) In der Anmerkung 2 zur Tabelle C werden 
die Worte „Monatslohn-Tarifvertrag Nr. 1 
zum MTL II vom 5. 8. 1970" durch die Worte 

„Monatslohn-Tarifvertrag Nr. 2 zum MTL II 
vom 17. 12 1970" ersetzt. 

3. Mit Wirkung vom 1. Oktober 1971: 
Die Sätze der Tabellen A 1 bis A 4 und der 
Tabelle B werden durch die Sätze der Anlage 2 
ersetzt. 

II. 

Änderung der „Richtlinien für die Regelung des 
Dienstrechts kirchlicher Arbeiter nach dem 

Mantel-Tarifvertrag für Arbeiter der Länder 
vom 27. Februar 1964 (MTL II)" 

vom 13. November 1968 

Die Richtlinien für die Regelung des Dienst­
rechts kirchlicher Arbeiter nach dem Mantel-Tarif­
vertrag für Arbeiter der Länder vom 27. Februar 
1964 (MTL II)" vom 13. November 1968 (KABL 1968 
S. 178) werden mit Wirkung vom 1. Januar 1971 
wie folgt geändert und ergänzt: 
1. § 3 erhält folgende Fassung: 

,,§ 3 

Inkrafttreten 

(1) Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1969 
in Kraft. 
(2) Werden Tarifverträge, die für Arbeiter im 
öffentlichen Dienst abgeschlossen worden sind, 
für Arbeiter im kirchlichen Dienst übernommen, 
so kann die Anlage 2 durch das Landeskirchen­
amt entsprechend geändert und ergänzt wer­
den." 

2. Die Anlage 2 über die neben dem MTL II an­
wendbaren Tarifverträge wird wie folgt geän­
dert und ergänzt: 
a) Der Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Monatslohn7Tarifvertrag Nr. 2 zum 
MTL II vom 17. 12. 1970 (MBl. NW. 1971 
S.)" 

b) Der Buchstabe i erhält folgende Fassung: 
„i) Tarifvertrag über vermögenswirksame 

Leistungen an Arbeiter vom 17. 12. 1970 
(MBL NW. 1971 S. 157)." 

Bielefeld, den 28. Januar 1971 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

In Vertretung 
Dr. Wolf 

(L. S.) 
Az.: 260/71/ A 7 - 05 



Anlage 1 

Dienstjahr 
im kirchlichen 1. u. 2. 3. u. 4. oder öffentl. 
Dienst 

Lohngruppe 
1 DM 1 DM 

1 

II 817 828 

III 849 870 

IV 872 895 

V 905 918 

VI 954 969 

VII 1005 1024 

VIIa 1024 1050 

VIII 1054 1081 

IX 1146 1176 

Monatslöhne 
Ortsklasse S 

für die Zeit vom 1. Januar 1971 an 

5. u. 6. 7. u. 8. 9. u. 10. 11. u. 12. 

DM 
1 

DM 
1 

DM 1 DM 1 

842 857 869 880 

886 901 914 926 

912 927 940 951 

935 953 966 978 

987 1004 1018 1031 

1042 1063 1077 1091 

1071 1088 1104 1118 

1101 1122 1138 1152 

1199 1220 1237 1254 

Tabelle A 1 

19. und 13. u. 14. 15. u. 16. 17. u. 18. weitere 

DM 1 DM 1 DM 1 DM 

886 892 896 900 

932 938 943 947 

958 963 969 973 

985 991 995 1000 

1038 1045 1050 1054 

1098 1104 1110 1115 

1126 1133 1139 1144 

1159 1167 1172 1177 

1263 1270 1277 1282 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 

Dienstjahr 
im kirchlichen 1. u. 2. 3. u. 4. oder öffentl. 
Dienst 

Lohngruppe 
1 

DM 1 
DM 1 

II 789 808 

III 827 848 

IV 850 872 

V 873 895 

VI 920 944 

VII 973 997 

VII a 997 1024 

VIII 1026 1053 

IX 1116 1145 

Monatslöhne 
Ortsklasse A 

für die Zeit vom 1. Januar 1971 an 

5. u. 6. 7. u. 8. 9. u. 10. 11. u. 12. 

DM 1 DM 1 DM 1 DM 1 

819 832 848 857 

864 879 889 902 

888 903 916 929 

913 928 941 953 

962 978 991 1004 

1017 1035 1049 1062 

1042 1062 1076 1090 

1073 1091 1107 1121 

1167 1188 1205 1220 

Tabelle A 2 

19. und 13. u. 14. 15. u. 16. 17. u. 18. weitere 

DM 1 DM 1 DM 1 DM 

864 868 873 877 

908 913 918 922 

935 941 946 950 

959 964 970 974 

1011 1017 1022 1027 

1069 1076 1081 1086 

1097 1103 1109 1114 

1128 1136 1141 1146 

1228 1235 1241 1248 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 
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Dienstjahr 
im kirchlichen 1. u. 2. 3. u. 4. oder öffentl. 
Dienst 

Lohngruppe 
1 

DM 
1 

DM 1 

II 855,78 867,31 

III 889,35 911,31 

IV 913,48 937,52 

V 948,05 961,65 

VI 999,31 1015,09 

VII 1052,74 1072,70 

VIIa 1072,70 1099,92 

VIII 1104,09 1132,39 

IX 1200,44 1231,92 

Monatslöhne 
Ortsklasse S 

für die Zeit vom 1. Januar 1971 an 
bei 44 Wochenarbeitsstunden 

5. u.6. 7. u.8. 9. u.10. 11. u. 12. 

DM 1 DM 1 DM 
1 

DM 1 

882,- 897,70 910,31 921,83 

928,09 943,78 957,39 970,-

955,31 971,09 984,70 996,22 

979,44 998,31 1011,91 1024,44 

1033,87 1051,74 1066,35 1079,96 

1091,48 1113,52 1128,22 1143,83 

1121,87 1139,74 1156,44 1171,13 

1153,35 1175,31 1192,09 1206,78 

1255,96 1278,- 1295,78 1313,57 

Tabelle A 3 

13. u. 14. 15. u.16. 17. u. 18. 19. und 
weitere 

DM 1 DM 1 DM 1 DM 

928,09 934,35 938,61 942,78 

976,26 982,61 987,78 991,96 

1003,48 1008,74 1015,09 1019,26 

1031,78 1038,13 1042,31 1047,48 

1087,31 1094,65 1099,92 1104,09 

1150,18 1156,44 1162,78 1167,96 

1179,48 1186,83 1193,09 1198,35 

1214,05 1222,48 1227,65 1232,92 

1323,- 1330,35 1337,70 1342,96 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 

Dienstjahr 
im kirchlichen 1. u. 2. 3.u.4. oder öffentl. 
Dienst 

Lohngruppe 1 DM 1 DM 1 

II 826,48 846,44 

III 866,31 888,26 

IV 890,35 913,48 

V 914,48 937,52 

VI 963,74 988,87 

VII 1019,26 1044,39 

VII a 1044,39 1072,70 

VIII 1074,78 1103,-

IX 1169,05 1199,44 

Monatslöhne 
Ortsklasse A 

für die Zeit vom 1. Januar 1971 an 
bei 44 Wochenarbeitsstunden 

5. u. 6. 7.u. 8. 9. u.10. 11. u.12. 

DM 
1 

DM 1 DM 1 DM 1 

857,96 871,57 888,26 897,70 

905,05 920,74 931,26 944,87 

930,18 945,87 961,57 973,18 

956,39 972,09 985,70 998,31 

1007,74 1024,44 1038,13 1051,74 

1065,35 1084,22 1098,83 1112,44 

1091,48 1112,44 1127,13 1141,83 

1123,96 1142,83 1159,61 1174,31 

1222,48 1244,44 1262,22 1278,-

Tabelle A 4 

13. u.14. 15. u.16. 17. u. 18. 19. und 
weitere 

DM 1 DM 1 DM 1 DM 

905,05 909,22 914,48 918,65 

951,13 956,39 961,65 965,83 

979,44 985,70 990,96 995,13 

1004,57 1009,83 1016,09 1020,26 

1059,- 1065,35 1070,52 1075,78 

1119,78 1127,13 1132,39 1137,57 

1149,09 1155,44 1161,70 1166,96 

1181,57 1190,- 1195,18 1200,44 

1286,35 1293,70 1299,96 1307,31 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 
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Dienstjahr 

Tabelle 
der auf eine Stunde entfallenden Anteile der Monatslöhne 

für die Zeit vom 1. Januar 1971 an 

Tabelle B 

19. und im kirchlichen 
1. u. 2. 3.u.4. 5. u. 6. 7. u.8. 9.u.10. 11. u. 12. 13. u. 14. 15. u.16. 17. u. 18. weitere oder öffentl. 

Dienst 

Lohngruppe 
1 Pf 1 Pf 1 Pf 1 Pf 1 Pf 1 Pf 1 Pf 1 Pf 1 Pf 1 Pf 

II S 446 452 460 468 475 481 484 487 490 492 
A 431 442 448 455 463 468 472 474 477 479 

III S 464 475 484 492 499 506 509 513 515 517 
A 452 463 472 480 486 493 496 499 502 504 

IV S 477 489 498 507 514 520 523 526 530 532 
A 464 477 485 493 501 508 511 514 517 519 
s 495 502 511 521 528 534 538 542 544 546 

VA 477 489 499 507 514 521 524 527 530 532 
s 521 530 539 549 556 563 567 571 574 576 

VIA 503 516 526 534 542 549 552 556 558 561 
VII S 549 560 569 581 589 596 600 603 607 609 

A 532 545 556 566 573 580 584 588 591 593 
s 560 574 585 595 603 611 615 619 622 625 

VIIa A 545 560 569 580 588 596 599 603 606 609 

VIII ! 576 591 602 613 622 630 633 638 640 643 
561 575 586 596 605 613 616 621 623 626 

IX S 626 643 655 667 676 685 690 694 698 701 
A 610 626 638 649 658 667 671 675 678 682 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 

Tabelle der Kinderzuschläge und Sozialzuschläge Tabelle C 
für die Zeit vom 1. Januar 1971 an 

Zuschläge für kinderzuschlagsberechtigende Kinder Durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit 
pro Woche 

32 Std. 21 Std. 16 Std. wen.als 
15 Min. 30 Min. bis 16 Std. 
u. mehr bis 21 Std. 

32 Std. 29 Min. 
14 Min. 

DM mtl. DM mtl. DM mtl. DM 
pro Std. 

A. Kinderzuschlag 
1. Wenn kein Anspruch auf Kindergeld nach dem 

BundeskindergeMgesetz vom 14. 4. 1964 (BKGG) 
besteht: 
für jedes Kind 50,- 37,50 25,- -,27 

2. Wenn Anspruch auf Kindergeld nach dem BKGG 

besteht: 
für das 1. Kind 50,- 37,50 25,- -,27 
für das 2. Kind 25,- 12,50 -,- -,-
für das 3. und jedes weitere Kind -,- -,- -,- -,-

B. Sozialzuschlag 
1. Wenn kein Anspruch auf Kindergeld nach dem BKGG 

besteht: 
für das 1. Kind 43,- 32,25 21,50 -,23 
für das 2. bis 5. Kind 50,- 37,50 25,- -,27 
für das 6. und jedes weitere Kind 62,- 46,50 31,- -,33 

2. Wenn Anspruch auf K,indergeld nach dem BKGG 
besteht: 
für das 1. Kind 43,- 32,25 21,50 -,23 
für das 2. Kind 25,- 12,50 -,- -,-
für das 3. und jedes weitere Kind -,- -,- -,- -,-
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Anlage 2 

Dienstjahr 
im kirchlichen l. u. 2. 3.u. 4. oder öffentl. 
Dienst 

Lohngruppe 
1 

DM 
1 

DM 
1 

II 820 840 

III 857 883 

IV 882 908 

V 909 931 

VI 958 983 

VII 1009 1036 

VIIa 1033 1064 

VIII 1062 1093 

IX 1157 1192 

Monatslöhne 
Ortsklasse S 

für die Zeit vom 1. Oktober 1971 an 

5. u. 6. 7. u. 8. 9. u.10. 11. u. 12. 13. u.14. 

DM 
1 

DM 
1 

DM 
1 

DM 1 DM 

859 879 896 911 923 

904 926 944 960 973 

930 950 969 985 997 

955 976 995 1012 1025 

1006 1029 1048 1067 1081 

1062 1086 1107 1126 1141 

1091 1114 1137 1156 1171 

1121 1145 1169 1188 1204 

1221 1250 1274 1296 1313 

Tabelle A 1 

15. u.16. 17. u. 18. 19. und 
weitere 

1 DM 1 DM 1 DM 

933 943 950 

985 994 1003 

1009 1019 1027 

1038 1048 1056 

1093 1103 1113 

1154 1165 1175 

1185 1197 1206 

1217 1230 1240 

1328 1342 1354 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 

Dienstjahr 
im kirchlichen l. u. 2. 3. u. 4. oder öffentl. 
Dienst 

Lohngruppe 
1 

DM 
1 

DM 
1 

II 795 818 

III 836 861 

IV 859 885 

V 881 908 

VI 929 957 

VII 980 1009 

VII a 1006 1036 

VIII 1033 1064 

IX 1127 1160 

Monatslöhne 
Ortsklasse A 

für die Zeit vom 1. Oktober 1971 an 

5. u. 6. 7. u. 8. 9. u. 10. 11. u. 12. 13. u. 14. 

DM 1 
DM 

1 
DM 

1 
DM 1 DM 

836 855 873 888 899 

882 901 918 934 947 

907 927 946 962 975 

930 950 969 985 997 

980 1003 1022 1039 1053 

1035 1057 1078 1097 1111 

1062 1086 1107 1126 1141 

1091 1115 1137 1157 1172 

1189 1217 1241 1262 1279 

Tabelle A 2 

15. u. 16. 17. u. 18. 19. und 
weitere 

1 DM 1 DM 1 DM 

910 918 927 

958 966 975 

987 996 1005 

1009 1019 1027 

1065 1076 1085 

1124 1136 1144 

1154 1165 1175 

1185 1198 1207 

1294 1307 1317 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 
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Dienstjahr 
im kirchlichen 

1. u. 2. 3. u. 4. oder öffentl. 
Dienst 

Lohngruppe 
1 

DM 
1 

DM 
1 

II 858,96 879,91 

III 897,70 925,-

IV 923,91 951,13 

V 952,22 975,26 

VI 1003,48 1029,70 

VII 1056,91 1085,22 

VII a 1082,05 1114,52 

VIII 1112,44 1144,92 

IX 1211,96 1248,61 

Monatslöhne 

Ortsklasse S 

für die Zeit vom 1. Oktober 1971 an 

bei 44 Wochenarbeitsstunden 

1 

5. u. 6. 7. u. 8. 9. u. 10. 111. u. 12. 13. u. 14. 
1 

1 

DM 
1 

DM 
1 

DM 
1 

DM 
1 

DM 

899,78 920,74 938,61 954,31 966,83 

946,96 970,- 988,87 1005,65 1019,26 

974,18 995,13 1015,09 1031,78 1044,39 

1000,39 1022,35 1042,31 1060,09 1073,70 

1053,83 1077,87 1097,83 1117,70 1132,39 

1112,44 1137,57 1159,61 1179,48 1195,18 

1142,83 1166,96 1191,- 1210,96 1226,65 

1174,31 1199,44 1224,57 1244,44 1261,22 

1279,- 1309,39 1334,52 1357,57 1375,35 

Tabelle A 3 

19. und 15. u. 16. 17. u. 18. weitere 

1 DM 
1 

DM 
1 

DM 

977,35 987,78 995,13 

1031,78 1041,22 1050,65 

1056,91 1067,44 1075,78 

1087,31 1097,83 1106,18 

1144,92 1155,44 1165,87 

1208,87 1220,39 1230,83 

1241,35 1253,87 1263,31 

1274,83 1288,44 1298,96 

1391,13 1405,74 1418,35 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 

Dienstjahr 
im kirchlichen 1. u. 2. 3. u. 4. oder öffent. 
Dienst 

Lohngruppe 
1 

DM 
1 

DM 1 

II 832,74 856,87 

III 875,74 901,87 

IV 899,78 927,09 

V 922,83 951,13 

VI 973,18 1002,48 

VII 1026,61 1056,91 

VII a 1053,83 1085,22 

VIII 1082,05 1114,52 

IX 1180,57 1215,13 

Monatslöhne 

Ortsklasse A 

für die Zeit vom 1. Oktober 1971 an 

bei 44 Wochenarbeitsstunden 

5. u. 6. 7. u. 8. 9. u. 10. 11. u. 12. 13. u. 14. 

DM 1 DM 
1 DM 

1 
DM 1 DM 

875,74 895,61 914,48 930,18 941,70 

923,91 943,78 961,65 978,35 991,96 

950,13 971,09 990,96 1007,74 1021,35 

974,18 995,13 1015,09 1031,78 1044,39 

1026,61 1050,65 1070,52 1088,39 1103,-

1084,22 1107,26 1129,22 1149,09 1163,78 

1112,44 1137,57 1159,61 1179,48 1195,18 

1142,83 1167,96 1191,- 1211,96 1227,65 

1245,52 1274,83 1299,96 1322,- 1339,79 

Tabelle A 4 

17. u. 18. 19. und 15. u. 16. weitere 

1 DM 1 DM 1 DM 

953,22 961,65 971,09 

1003,48 1011,91 1021,35 

1033,87 1043,31 1052,74 

1056,91 1067,44 1075,78 

1115,61 1127,13 1136,57 

1177,39 1190,- 1198,35 

1208,87 1220,39 1230,83 

1241,35 1254,96 1264,39 

1355,48 1369,09 1379,61 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 
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Tabelle Tabelle B 

der auf eine Stunde entfallenden Anteile der Monatslöhne 
für die Zeit vom 1. Oktober 1971 an 

Dienstjahr 
19. und im kirchlichen 1. u. 2. 3. u. 4 5. u. 6. 7. u. 8. 9. u. 10. 11. u. 12. 13. u. 14. 15. u. 16. 17. u. 18. weitere oder öffentl. 

Dienst 

Lohngruppe 1 Pf 1 Pf 1 
Pf 

1 
Pf 1 Pf 1 

Pf 1 Pf 1 Pf 1 Pf 1 Pf 

II S 448 459 469 480 490 498 504 510 515 519 
A 434 447 457 467 477 485 491 497 502 507 

III S 468 483 494 506 516 525 532 538 543 548 
A 457 470 482 492 502 510 517 523 528 533 

IV S 482 496 508 519 530 538 545 551 557 561 
A 469 484 496 507 517 526 533 539 544 549 

V S 497 509 522 533 544 553 560 567 573 577 
A 481 496 508 519 530 538 545 551 557 561 

s 523 537 550 562 573 583 591 597 603 608 
VI A 508 523 536 548 558 568 575 582 588 593 

s 551 566 580 593 605 615 623 631 637 642 
VII A 536 551 566 578 589 599 607 614 621 625 

s 564 581 596 609 621 632 640 648 654 659 
VIIa A 550 566 580 593 605 615 623 631 637 642 

VIII ! 580 597 613 626 639 649 658 665 672 678 
564 581 596 609 621 632 640 648 655 660 

IX S 632 651 667 683 696 708 717 726 733 740 
A 616 634 650 665 678 690 699 707 714 720 

Vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres beträgt der Lohn bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 65 v.H., nach dem 
vollendeten 16. Lebensjahr 85 v.H., nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 95 v.H. des Lohnes für das 1. und 2. Dienst-
jahr. 

Änderung der Vergütung der nebenberuflichen kirmlichen Mitarbeiter 

I. 

Die Vergütung der nebenberuflichen kirchlichen 
Mitarbeiter soll entsprechend der Vergütung der 
hauptberuflichen Mitarbeiter erhöht werden, und 
zwar ab 1. Januar 1971 um 7 v.H. der am 31. De­
zember 1970 zustehenden Vergütung. 

Die neu errechneten Bezüg,e sollen auf volle 
Deutsche Mark aufgerundet werden. 

II. 

Für die Vergütung der nebenberuflichen Küster 
gelten ab 1. Januar 1971 die Sätze der Anlage 1. 
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Die Anlage 3 Abschnitt II zur Ordnung für den 
Dienst der nebenberuflichen Kirchenmusiker in der 
Evangelischen Kirche vom 20. April 1967 (KABI. 
S. 108) erhält ab 1. Januar 1971 die Fassung der 
Anlage 2. 

Bielefeld, den 28. Januar 1971 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

In Vertretung 
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(L. S.) 
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Richtlinien für die Vergütung der nebenberuflichen Küster 
(Gern. § 8 der Ordnung vom 16. Juli - KABL S. 147) 

Anlage 1 

- Monatsvergütung in DM -
gültig ab 1. Januar 1971 

Gruppe Anfangs-
vergütung 

Stufe 1 

1 
10-12 Std. Grundvergütung 129 

Ortszuschlag 64 
193 

2 
13-17 Std. Grundvergütung 176 

Ortszuschlag 87 
263 

3 
18-22 Std. Grundvergütung 235 

Ortszuschlag 116 
351 

4 
23-263/4 Std. Grundvergütung 294 

Ortszuschlag 145 
439 

Anmerkungen: 

1 Zu den Gruppen 1-4 gehören Küster, deren wöchentliche 
durchschnittliche Arbeitszeit der angegebenen Stundenzahl 
entspricht. Die Zuordnung zu den Stufen 1-4 richtet sich nach 
der Dauer der Tätigkeit als Küster. (Zeiten der Ausübung ,eines 
Hausmeisterberufs sind anzurechnen.) 

2 Der Berechnung der Vergütung liegen zugrunde 

a) eine durchschnittliche Arbeitszeit von 11 Stunden in der 
Gruppe 1, von 15 Stunden in der Gruppe 2, von 20 Stunden 
in der Gruppe 3 und von 25 Stunden in der Gruppe 4, diese 

nach 4 nach 8 nach 12 
Jahren Jahren Jahren 
Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 

140 151 162 
64 64 64 

204 215 226 

191 206 221 
87 87 87 

278 293 308 

255 274 294 
116 116 116 
371 390 410 

319 343 368 
145 145 145 
464 488 513 

Arbeitszeiten werden ins Verhältnis gesetzt zur vollen re­
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines hauptberufli­
chen Küsters (z. zt. 54 Stunden); 

b) die Grundvergütung der Vergütungsgruppe IX a BAT (in 
Stufe 1 die Anfangsvergütung, in Stufe 4 der Höchstbetrag 
der Grundvergütung, zwischen den Stufen 1 bis 4 drei glei­
che Steigerungen); 

c) der Ortszuschlag der Tarifklasse I, Ortsklasse S, Stufe2. 
(Pfennigbeträge, die sich bei der Berechnung ergeben, werden 
bis zu 49 Pf. auf volle Deutsche Mark abgerundet, sonst aufge­
rundet.) 

3 Ein Kinderzuschlag wird nicht gezahlt. 

Richtsätze für die Vergütung der nebenberuflichen Kirchenmusiker 
(Pauschalvergütungen) 

Anlage 2 
Gültig ab 1. 1. 1971 

Gruppe 

für Organistendienst 
A 1 
A2 
A3 
A4 
A5 
A6 

für Chorleiterdienst 
B 

Grund-
vergütung 
monatlich 

1. Stufe 
DM 

63,-
128,-
170,-
189,-
229,-
259,-

154,-
für Organisten- und Chorleiterdienst 

C 1 165,-
C 2 229,-
C 3 274,-
C 4 292,-
C 5 330,-
C 6 360,-

2 

2. Stufe 
DM -
66,-

135,-
179,-
199,-
240,-
265,-

158,-

170,-
240,-
284,-
302,-
341,-
369,-

Diese Richtsätze gelten nur für die Kirchenmusi­
ker, die eine „C"-Prüfung bzw. eine gleichwertige 
Prüfung abgelegt haben und im Besitz des kirch­
lichen Zeugnisses über die Anstellungsfähigkeit 
sind. 

Hilfskir c h,en m u s i k er, die ein Kolloqui­
um abgelegt haben, erhalten 85 v.H. dieser Sätze. 

monatliche Vergütung nach Dienstjahren 
4 6 9 12 

3. Stufe 4. Stufe 5. Stufe 6. Stufe 
DM DM DM DM 

68,- 71,- 75,- 76,-
139,- 142,- 145,- 154,-
184,- 189,- 198,- 203,-
207,- 213,- 221,- 229,-
245,- 250,- 260,- 266,-
276,- 285,- 297,- 305,-

161,- 168,- 174,- 178,-

177,- 180,- 185,- 189,-
245,- 250,- 260,- 266,-
290,- 300,- 308,- 319,-
315,- 322,- 332,- 343,-
349,- 363,- 371,- 384,-
384,- 394,- 407,- 421,-

Hilfskirchenmusiker ohne Prüfung 
erhalten 662/3 v.H. dieser Sätze. 

Kirchenmusikern und Hilfskirchenmusikern kann 
eine bisher gezahlte höhere Vergütung belassen 
werden, wenn diese die vom L Januar 1971 an zu 
zahlenden Sätze übersteigt. 
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Vermögenswirksame Leistungen an Angestellte, Arbeiter und Auszubildende 

Auf Antrag des Rheinisch-westfälischen Verbandes der im evangelisch-kirchlichen Dienst stehenden 
Mitarbeiter und im Einvernehmen mit der Tarifgemeinschaft kirchlicher Körpe.rschaften in Rheinland 
und Westfalen sowie im Einvernehmen mit dem Landesverband der Inneren Mission der Evangelischen 
Kirche von Westfalen e.V. werden die nachstehenden Tarifverträge über vermögenswirksame Leistun­
gen an Angestellte, Arbeiter und Auszubildende für anwendbar erklärt. Nach ihnen ist vom 1. Januar 
1971 an zu verfahren. 

Bielefeld, den 28. Januar 1971 

(L.S.) 

Az.: 1565/71/B 9-16 

Tarifvertrag 
über vermögenswirksame Leistungen an 

Angestellte 
vom 17. Dezember 1970 

§ 1 

Voraussetzungen und Höhe der 
vermögenswirksamen Leistungen 

(1) Der Angestellte erhält monatlich eine ver­
mögenswirksame Leistung im Sinne des Vermö­
gens bild ungsgesetzes. 

(2) Der unter die SR 2 y BAT fallende Angestellte 
hat Anspruch auf die vermögenswirksame Leistung 
nur, wenn das Arbeitsverhältnis voraussichtlich 
mindestens sechs Monate dauert. 

(3) Die vermögenswirksame Leistung beträgt mo­
natlich 

a) für den vollbeschäftigten Angestellten 13,- DM, 

b) für den nichtvollbeschäftigten Angestellten 
6,50 DM1). 

Für die Höhe der vermögenswirksamen Leistung 
ist die am Ersten des jeweiligen Kalendermonats 
oder, falls das Arbeitsverhältnis nach dem Ersten 
eines Kalendermonats begründet wird, für diesen 
Monat die für den Beginn des Arbeitsverhältnisses 
arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit maßge­
bend. 

(4) Die vermögenswirksame Leistung wird nur 
für Kalendermonate gewährt, für die dem Ange­
stellten Vergütung, Urlaubsvergütung oder Kran­
kenbezüge zustehen. 

(5) Die vermögenswirksame Leistung nach diesem 
Tarifvertrag ist nicht gesamtversorgungsfähig. 

§ 2 

Mitteilung der Anlageart 

Der Angestellte teilt dem Arbeitgeber schriftlich 
die Art der gewählten Anlage mit und gibt hierbei, 
soweit dies nach der Art der Anlage erforderlich 
ist, das Unternehmen oder Institut mit der Num-

1 Dieser Tarifvertrag ist für die unter den BAT fallenden An­
gestellten abgeschlossen worden. Mithin erhalten Ange­
stellte, die weniger als die Hälfte der regelmäßigen wöchent­
lichen Arbeitszeit eines vollbeschäftigten Angestellten 
beschäftigt werden, keine vermögenswirksame Leistung nach 
diesem Tarifvertrag. 
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mer des Kontos an, auf das die Leistung einge­
zahlt werden soll. 

§ 3 

Entstehung und Fälligkeit des 
Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf die vermögenswirksame 
Leistung entsteht frühestens für den Kalendermo­
nat, in dem der Angestellte dem Arbeitgeber die 
nach § 2 erforderlichen Angaben mitteilt, und für 
die beiden vorangegangenen Kalendermonate des­
selben Kalenderjahres. Die Ansprüche werden erst­
mals am Letzten des zweiten auf die Mitteilung 
folgenden Kalendermonats fällig. 

(2) Der Anspruch entsteht nicht für einen Ka­
lendermonat, für den dem Angestellten von seinem 
oder einem anderen Arbeitgeber oder Dienstherrn 
eine vermögenswirksame Leistung aus diesem oder 
aus einem früher begründeten Arbeits- oder son­
stigen Rechtsverhältnis erbracht wird. Dies gilt 
nicht, wenn der Anspruch mit einem gegen einen 
anderen Arbeitgeber oder Dienstherrn bestehenden 
Anspruch auf eine vermögenswirksame Leistung 
von weniger als 13 DM zusammentrifft. 

§ 4 

Änderung der vermögenswirk­
samen Anlage 

(1) Der Angestellte kann während des Kalender­
jahres die Art der vermögenswirksamen Anlage 
nach diesem Tarifvertrag und das Unternehmen 
oder Institut, bei dem sie erfolgen soll, nur mit 
Zustimmung des Arbeitgebers wechseln. 

(2) Für die vermögenswirksame Leistung nach 
diesem Tarifvertrag und die vermögenswirksame 
Anlage von Teilen des Arbeitsentgeltes nach § 4 
Abs. 1 des Vermögensbildungsgesetzes soll der An­
gestellte möglichst dieselbe Anlageart und dasselbe 
Unternehmen oder Institut wählen. 

(3) Die Änderung einer schon bestehenden Ver­
einbarung nach § 4 Abs. 1 des Vermögensbildungs­
gesetzes bedarf nicht der Zustimmung des Arbeit­
gebers, wenn der Angestellte diese Änderung aus 
Anlaß der erstmaligen Gewährung der vermög,ens­
wirksamen Leistung nach diesem Tarifvertrag ver­
langt. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 gilt § 3 
Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 



§ 5 

Nachweis bei Anlage nach§ 2 Abs.1 
Buchst. c des Vermögensbildungs-

gesetzes 

Bei einer vermögenswirksamen Anlage nach § 2 
Abs. 1 Buchst. c des Vermögensbildungsgesetzes 
hat der Angestellte seinem Arbeitgeber die zweck­
entsprechende Verwendung der in einem Kalender­
halbjahr erhaltenen vermögenswirksamen Leistun­
gen bis zum Ende des folgenden Kalenderhalbjah­
res, spätestens jedoch bei Beendigung des Arbeits­
verhältnisses, nachzuweisen. 

§ 6 

Übergangsvorschrift zu § 2 

Die Mitteilung der Anlageart gemäß § 2 des Ta­
rifvertrages über vermögenswirksame Leistungen 
an Angestellte vom 28. Januar 1970 gilt als Mittei­
lung der Anlageart gemäß § 2 dieses Tarifvertra­
ges. 

§ 7 

Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft .... 

Tarifvertrag 
über vermögenswirksame Leistungen an Arbeiter 

vom 17. Dezember 1970 

§ 1 

Voraussetzungen und Höhe der 
vermögenswirksamen Leistungen 

(1) Der Arbeiter, dessen arbeitsvertraglich ver­
einbarte durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit 
mindestens die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
eines entsprechenden vollbeschäftigten Arbeiters 
beträgt, erhält monatlich eine vermögenswirksame 
Leistung im Sinne des Vermögensbildungsgesetzes. 

(2) Der unter die Nr. 1 Abs. 1 Buchst. a SR 2 k 
... MTL II fallende Arbeiter hat Anspruch auf die 
vermögenswirksame Leistung nach Absatz 1 nur, 
wenn das Arbeitsverhältnis voraussichtlich min­
destens sechs Monate dauert. 

(3) Die vermögenswirksame Leistung beträgt 
monatlich 
a) für den vollbeschäftigten Arbeiter 13,- DM, 
b) für den nichtvollbeschäftigten Arbeiter 6,50 DM. 
Für die Höhe der vermögenswirksamen Leistung 
ist die am Ersten des jeweiligen Kalendermonats 
oder, falls das Arbeitsverhältnis nach dem Ersten 
eines Kalendermonats begründet wird, für diesen 
Monat die für den Beginn des Arbeitsverhältnisses 
arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit maßge­
bend. 

(4) Die vermögenswirksame Leistung wird nur 
für Kalendermonate gewährt, für die dem Arbeiter 
Lohn, Urlaubslohn oder Krankenbezüge zustehen. 
Für Zeiten, für die Krankengeldzuschuß zusteht, 
ist die vermögenswirksame Leistung Teil des Kran­
kengeldzuschusses. 

(5) Die vermögenswirksame Leistung nach diesem 
Tarifvertrag ist nicht gesamtversorgungsfähig. 

§ 2 

Mitteilung der Anlageart 

Der Arbeiter teilt dem Arbeitgeber schriftlich 
die Art der gewählten Anlage mit und gibt hierbei, 
soweit dies nach der Art der Anlage erforderlich 
ist, das Unternehmen oder Institut mit der Num­
mer des Kontos an, auf das die Leistung einge­
zahlt werden soll. 

§ 3 

Entstehung und Fälligkeit des 
Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf die vermögenswirksame 
Leistung entsteht frühestens für den Kalendermo­
nat, in dem der Arbeiter dem Arbeitgeber die nach 
§ 2 erforderlichen Angaben mitteilt, und für die 
beiden vorangegangenen Kalendermonate dessel­
ben Kalenderjahres. Die Ansprüche werden erst­
mals am Letzten des zweiten auf die Mitteilung 
folgenden Kalendermonats fällig. 

(2) Der Anspruch entsteht nicht für einen Ka­
lendermonat, für den dem Arbeiter von seinem 
oder einem anderen Arbeitgeber oder Dienstherrn 
eine vermögenswirksame Leistung aus diesem oder 
aus einem früher begründeten Arbeits- oder sonsti­
gen Rechtsverhältnis erbracht wird. Dies gilt 
nicht, wenn der Anspruch mit einem gegen einen 
anderen Arbeitgeber oder Dienstherrn bestehenden 
Anspruch auf eine vermögenswirksame Leistung 
von weniger als 13,- DM zusammentrifft. 

§ 4 

Änderung der vermögenswirk­
samen Anlage 

(1) Der Arbeiter kann während des Kalenderjah­
res die Art der vermögenswirksamen Anlage nach 
diesem Tarifvertrag und das Unternehmen oder 
Institut, bei dem sie erfolgen soll, nur mit Zu­
stimmung des Arbeitgebers wechseln. 

(2) Für die vermögenswirksame Leistung nach 
diesem Tarifvertrag und die vermögenswirksame 
Anlage von Teilen des Arbeitsentgelts nach § 4 
Abs. 1 des Vermögensbildungsgesetzes soll der Ar­
beiter möglichst dieselbe Anlageart und dasselbe 
Unternehmen oder Institut wählen. 

(3) Die Änderung einer schon bestehenden Ver­
einbarung nach § 4 Abs. 1 des Vermögensbildungs­
gesetzes bedarf nicht der Zustimmung des Arbeit­
gebers, wenn der Arbeiter diese Änderung aus An­
laß der Gewährung der vermögenswirksamen Lei­
stung nach diesem Tarifvertrag verlangt. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 gilt § 3 
Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 

§ 5 

Nachweis bei Anlage nach § 2 
Abs. 1 Buchst. c des Vermögens­

bildungsgesetzes 

Bei einer vermögenswirksamen Anlage nach § 2 
Abs. 1 Buchst. c des Vermögensbildungsgesetzes hat 
der Arbeiter seinem Arbeitgeber die zweckent­
sprechende Verwendung der in einem Kalender-
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hafüjahr erhaltenen vermögenswirksamen Leistun­
gen bis zum Ende des folgenden Kalenderhalbjah­
res, spätestens jedoch bei Beendigung des Arbeits­
verhältnisses, nachzuweisen. 

§ 6 

Übergangsvorschrift zu § 2 

Die Mitteilung der Anlageart gemäß § 2 des Ta­
rifvertrages über vermögenswirksame Leistungen 
an Arbeiter vom 28. Januar 1970 gilt als Mitteilung 
der Anlageart gemäß § 2 dieses Tarifvertrages. 

§ 7 

Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft .... 

Tarifvertrag 
über vermögenswirksame Leistungen an 

Auszubildende 

vom 17. Dezember 1970 

Zwischen ... und ... wird für Auszubildende, die 
unter 

1. den Tarifvertrag über die Rechtsverhältnisse der 
Lehrlinge und Anlernlinge vom 21. September 
1961, 

2 . ... 

3. den Tarifvertrag vom 28. Januar 1970 über die 
Regelung der Arbeitsbedingungen der Prakti­
kantinnen (Praktikanten) für medizinische Hilfs­
berufe, 

4. den Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhält­
nisse der Lernschwestern und Lernpfleger vom 
1. Januar 1967, 

5. den Tarifvertrag vom 17. Dezember 1970 über 
die Regelung der Arbeitsbedingungen der Prak­
tikanten (Praktikantinnen) für die Berufe des 
Sozial- und des Erziehungsdienstes, 

6. den Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsver­
hältnisse der Schülerinnen und Schüler in der 
Krankenpflegehilfe vom 1. Januar 1967, 

7 ... . 

8 ... . 
in der jeweils geltenden Fassung fallen, folgendes 
vereinbart: 

§ 1 

Voraussetzungen und Höhe der 
vermögenswirksamen Leistungen 

(1) Der Auszubildende erhält monatlich eine ver­
mögenswirksame Leistung im Sinne des Vermö­
gensbildungsgesetzes in Höhe von 13,- DM. 

(2) Die vermögenswirksame Leistung wird nur 
für Kalendermonate gewährt, für die dem Auszu­
bildenden Lehrlingsvergütung (-entgelt), Ausbil­
dungsgeld oder Entgelt zusteht. 

(3) Die vermögensw:irksame Leistung nach diesem 
Tarifvertrag ist nicht gesamtversorgungsfähig. 
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§ 2 

Mitteilung der Anl:ageart 

Der Auszubildende teilt dem Lehrherrn oder 
Ausbildungsträger schriftlich die Art der gewählten 
Anlage mit und gibt hierbei, soweit dies nach der 
Art der Anlage erforderlich ist, das Unternehmen 
oder Institut mit der Nummer des Kontos an, auf 
das die Leistung eingezahlt werden soll. 

§ 3 

Entstehung und Fälligkeit 
des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf die vermögenswirksame 
Leistung entsteht frühestens für den Kalendermo­
nat, in dem der Auszubildende dem Lehrherrn 
oder Ausbildungsträger die nach § 2 erforderlichen 
Angaben mitgeteilt, und für die beiden vorange­
gangenen Kalendermonate desselben Kalenderjah­
res. Die Ansprüche werden erstmals am Letzten des 
zweiten auf die Mitteilung folgenden Kalendermo­
nats fällig. 

(2) Der Anspruch entsteht nicht für einen Ka­
lendermonat, für den dem Auszubildenden von 
seinem Lehrherrn oder Ausbildungsträger oder 
von einem anderen Lehrherrn, AusbiLdungsträger, 
Arbeitgeber oder Dienstherrn eine vermögenswirk­
same Leistung aus einem früher begründeten Aus­
bildungs- oder sonstigen Rechtsverhältnis erbracht 
wird. 

§4 

Änderung der vermögens­
wirksamen Anlage 

(1) Der Auszubildende kann während des Kalen­
derjahres die Art der vermögenswirksamen An­
lage nach diesem Tarifvertrag und das Unterneh­
men oder Institut, bei dem sie erfolgen soll, nur 
mit Zustimmung des Lehrherrn oder des Ausbil­
dungsträgers wechseln. 

(2) Für die vermögenswirksame Leistung nach 
diesem Tarifvertrag und die vermögenswirksame 
Anlage von Teilen des Arbeitsentgelts nach § 4 
Abs. 1 des Vermögensbildungsgesetzes soll der 
Auszubildende möglichst dieselbe Anlageart und 
dasselbe Unternehmen oder Institut wählen. 

(3) Die Änderung einer schon bestehenden Ver­
einbarung nach § 4 Abs. 1 des Vermögensbildungs­
gesetzes bedarf nicht der Zustimmung des Lehr­
herrn oder des Ausbildungsträgers, wenn der Aus­
zubildende diese Änderung aus Anlaß der Gewäh­
rung der vermögenswirksamen Leistungen nach 
diesem Tarifvertrag verlangt. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 gilt § 3 
A:bs. 1 Satz 2 entsprechend. 

§ 5 

Nachweis bei Anlage nach§ 2 Abs. 1 
Buchst. c des Vermögensbildungs­

gesetzes 

Bei einer vermögenswirksamen Anlage nach § 2 
Abs. 1 Buchst. c des Vermögensbildungsg,esetzes hat 
der Auszubildende seinem Lehrherrn oder Ausbil-



dungsträger die zweckentsprechende Verwendung 
der in einem Kalenderhalbjahr erhaltenen ver­
mögenswirksamen Leistungen bis zum Ende des 
folgenden Kalenderjahres, spätestens jedoch bei 
der Beendigung des Ausbildungsverhältnisses, 
nachzuweisen. 

§6 
Übergangsvorschrift zu § 2 

Die Mitteilung der Anlageart gemäß § 2 des Tarif­
vertrages über vermögenswirksame Leistungen 

vom 5. Oktober 1970 gilt als Mitteilung der Anlage­
art gemäß § 2 dieses Tarifvertrages. 

§ 7 

Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1971 in 
Kraft .... 

Vergütung von Mitarbeiterinnen in Modellkindergärten 

Landeskirchenamt 

Az.: 1566/71/B 9-16 

Im September 1970 hat in 50 ausgewählten Ein­
richtungen im Lande Nordrhein-Westfalen der Ver­
such „Modell-Kindergärten" begonnen. Zu diesen 
Einrichtungen zählen auch einige Kindergärten im 
Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen. 
Im Rahmen des Versuchs haben die Leiterinnen 
und die Gruppenleiterinnen der Modell-Kindergär­
ten einen erhöhten Aufgabenumfang wahrzuneh­
men. Diese Mitarbeiterinnen sollen daher für die 
Dauer des Versuchs hinsichtlich ihrer Vergütung 
so gestellt werden wie entsprechende sozialpäd­
agogische Mitarbeiterinnen in Vorschulklassen. 
Maßgebend sind daher die Tätigkeitsmerkmale der 
Fallgruppen 14 i und 17 der Berufsgruppe „Erzie­
her(innen), Kindergärtnerinnen/Hortnerinnen pp." 
und der Fallgruppen 2 1 und 5 k der Berufsgruppe 
,,Sozialarbeiter/Sozialpädagogen, Jugendleiterin­
nen" in der Allgemeinen Vergütungsordnung. 

Es ist jedoch zu beachten, daß nach Beendigung 
des Versuchs in den einzelnen Kindergärten wieder 
die frühere Situation eintritt. Damit entfällt auch 
die Voraussetzung für die vergütungsmäßige Bes-

Bielefeld, den 28. Januar 1971 

serstellung der Leiterinnen und der Gruppenleite­
rinnen dieser Kindergärten. Um nach Ablauf des 
Versuchs Änderungskündigungen zur Herabgrup­
pierung der Leiterinnen und der Gruppenleiterin­
nen zu vermeiden, soll diesen zur vergütungs­
mäßigen Gleichstellung mit den Mitarbeitern in 
Vorschulklassen eine Zulage gewährt werden, de­
ren Zahlung mit dem Auslaufen des Versuchs en­
det. Die Kirchenleitung hat dazu in ihrer Sitzung 
am 28. Januar 1971 beschlossen: 

„Die Leiterinnen und die Gruppenleiterinnen in 
Modellkindergärten erhalten für die Dauer des 
Modellversuchs eine persönliche Zulage nach 
§ 24 BAT-KF in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen ihrer Vergütung und der Vergütung 
entsprechender sozialpädagogischer Mitarbeiter 
in Vorschulklassen." 

Bei der Einstellung von Kindergärtnerinnen 
oder Jugendleiterinnen als Leiterin oder Gruppen­
leiterin in Modell-Kindergärten ist dies in den Ar­
beitsverträgen entsprechend zu vereinbaren. 

Änderungen von Arbeitsvertragsmustern für kirchliche Mitarbeiter 

I. 

Änderung des allgemeinen Arbeitsvertragsmusters 
zum BAT-KF 

Auf Grund des Artikels 4 der 1. Notverordnung 
zum Dienstrecht der kirchlichen Angestellten vom 
26. Juli 1961 (KABl. S. 73) werden die Durchfüh­
rungsbestimmungen zu dieser Notverordnung vom 
10. August 1961 wi,e folgt geändert und ergänzt: 

Die Anlage 1 a - Muster eines Arbeitsvertrages 
- erhält in Absatz 2 folgende Fassung: 

,,(2) Vertragsinhalt sind 
a) gemäß den Notverordnungen zum Dienstrecht 

der kirchlichen Angestellten in der jeweils gel­
tenden Fassung die Bestimmungen des Bundes­
Angestelltentarifvertrages in der für die Ange­
stellten im Bereich der Evangelischen Kirche 
von Westfalen j,eweils geltenden Fassung (BAT­
KF), 

b) die sonstigen für die Dienstverhältnisse der 
Angestellten im Bereich der EKvW beschlosse­
nen arbeitsrechtlichen Bestimmungen." 

II. 

Änderung des Arbeitsvertragsmusters für 
hauptberufliche Kirchenmusiker 

Die Ordnung für den Dienst der hauptberuflichen 
Kirchenmusiker in der EKvW vom 20. 4. 1967 
KABI. S. 104) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

Die Anlage 1 - Muster eines Dienstvertrages/ 
Arbeitsvertrages für hauptberufliche Kirchenmusi­
ker - erhält in Ziffer 2 folgende Fassung: 

,,(2) Vertragsinhalt sind 

a) gemäß den Notverordnungen zum Dienstrecht 
der kirchlichen Angestellten in der jeweils gel­
tenden Fassung die Bestimmungen des Bundes­
Angestelltentarifvertrages in der für die Ange­
stellten im Bereich der Evangelischen Kirche 
von Westfalen jeweils geltenden Fassung (BAT­
KF), 

b) die sonstigen für die Dienstverhältnisse der An­
gestellten im Bereich der EKvW beschlossenen 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen." 

51 



III. 

.Änderung des Arbeitsvertragsmusters für 
hauptberufliche Küster 

Die Ordnung für den Dienst der haupt- und ne­
benberuflichen Küster in der EKvW vom 16. 7. 
1970 (KABL S. 147) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

Die Anlage 1 - Muster eines Arbeitsvertrages 
für hauptberufliche Küster - erhält in Ziffer 2 
folgende Fassung: 

,,(2) Vertragsinhalt sind 

a) die Bestimmungen der Notverordnungen zum 
Dienstrecht der kirch1ichen Angestellten vom 
26. 7. 1961 (KABl. 1961 S. 73) und 12. 12. 1962 
(KABl. 1963 S. 25) und die Änderungen und Er­
gänzungen, die auf Grund dieser Notverord­
nungen beschlossen werden. 

b) die Bestimmungen der Ordnung für den Dienst 
der haupt- und nebenberuflichen Küster in der 
EKvW vom 16. Juli 1970 (KABL S. 147) in der 
jeweils gültigen Fassung, 

c) die sonstigen für die Dienstverhältnisse der An­
gestellten im Bereich der EKvW beschlossenen 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen." 

IV. 

.Änderung der Arbeitsvertragsmuster für 
kirchliche Arbeiter 

1. Die Richtlinien für die Regelung des Dienst­
rechts kirchlicher Arbeiter vom 13. November 
1968 (KABL S. 170) werden wie folgt geändert 
und ergänzt: 

Die Anlage 1 - Muster eines Arbeitsvertrages 
- erhält in § 2 folgende Fassung: 

,,§ 2 

Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach den 
Richtlinien für die Regelung des Dienstrechts 
kirchlicher Arbeiter vom 13. November 1968 in 
der jeweils geltenden Fassung sowie nach den 
sonstigen für die Arbeiter im Bereich der EKvW 
beschlossenen arbeitsrechtlichen Bestimungen." 

2. Die Richtlinien für die Regelung des Dienst­
rechts kirchlicher Arbeiter nach dem Mantel­
tarifvertrag für Arbeiter der Länder vom 27. 
Februar 1964 (MTL II) vom 13. November 1968 
(KABl. S. 178) werden wie folgt geändert und 
ergänzt: 
Die Anlage 1 - Muster eines Arbeitsvertrages 
- erhält in § 2 folgende Fassung: 

,,§ 2 
Das Arbeitsverhältnis richtet sich nach den 
Richtlinien für die Regelung des Dienstrechts 
kirchlicher Avbeiter nach dem Manteltarilver­
trag für Arbeiter der Länder vom 27. Februar 
1964 (MTL II) in der jeweils geltenden Fassung 
sowie nach den sonstigen für die Ar,beiter im 
Bereich der EKvW beschlossenen arbeitsrechtli­
chen Bestimmungen." 

v. 
Inkrafttreten 

Dieser Beschluß tritt mit sofortiger Wirkung in 
Kraft . 

Bielefeld, den 28.Januar 1970 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

In Vertretung 
Dr. Wolf 

(L.S.) 
Az.: 1537/71/B 9-16 

Mitgliederversammlung des Westfäliscnen Verbandes der Mitarbeiter im 
evangelisch- kircnlichen Verwaltungsdienst 

Landeskirchenamt Bielefold, den 11. 2. 1971 
Az.: 4748/71/ A 7a-14 

Die nächste Mitgliederversammlung des West­
fälischen Vevbandes der Mitarbeiter im evange­
lisch-kirchlichen Verwaltungsdienst findet statt am 

Montag, dem 8. März 1971, 10 Uhr, im Gemeinde­
haus Reinoldinum in Dortmund, Schwanenwall 34. 

Die Mitgliederversammlung wird eingeleitet 
durch eine Andacht. Im Anschluß daran ist fol­
gende Tagesordnung vorgesehen: 

1. ,,Mitbeteiligung der haupt- und nebenamtlichen 
Mitarbeiter an der Leitungsverantwortung" 

Kurzreferate von Mitgliedern des landes­
kirchlichen Strukturausschusses und zwar: 
Pfarrer Becker, Gladbeck (Vorsitzender des 
Strukturausschusses), 
Landeskirchenrat Dr. Martens, 

Landeskirchenrat Philips, 

Pfarrer Demmer (Leiter des Volksmissiona­
rischen Amtes in Witten), 

Pfarrer Leich (Geschäftsführer des Struktur­
ausschusses), 

2. Geschäftsbericht des Vorsitzenden, 

3. Bericht der Kassenprüfer für das Rechnungs-
jahr 1969 und 1970, 

4. Beratung des Haushaltsplanes 1971, 

5. Neuwahl des Vorsitzenden, 

6. Neuwahlen für den Vorstand, 

7. V eI1Schiedenes. 
Der Vorstand lädt alle Kolleginnen und Kollegen 

zu dieser Mitgliederversammlung herzlich ein. Die 
Leitungsorgane werden gebeten, die Reisekosten 
auf ihre Kassen zu übernehmen. 
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